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Jahresrückblick 2014

„Wir können den Wind nicht ver-
ändern, aber wir können die Segel 
richtig setzen.“

japanisches Sprichwort

Vorwort

Große Gefühle wie Freud und Leid ha-
ben die  Menschen mit  und ohne Be-
hinderung im Jahr 2014 stark bewegt:
„Wir sind Weltmeister!“ - Großer Jubel
und unbändige Freude empfanden wir
während  der  Fußball-Weltmeister-
schaft der Herren in Brasilien, die mit
dem Weltmeistertitel für „Jogis Jungs“
endete. „Wir sind im Weltall!“ – Astro-
naut  Alexander  Gerst  aus  Künzelsau
war  als Bordingenieur auf  der Raum-
station  ISS  und  begeisterte  uns  mit
seinen Bildern und Kommentaren über
den  „blauen  Planeten“.  Ängste  und
Sorgen  bereiteten  uns  hingegen  die
Ausbreitung  des  Ebola-Fiebers  in
Westafrika,  die  bewaffneten  Konflikte
in  der  Ukraine  und im Nahen Osten.
Wir erinnerten uns an den 100. Jahres-
tag des Beginns des 1. Weltkrieges, an
den 75. Jahrestag des 2. Weltkrieges
sowie an den 25. Jahrestag des Mau-
erfalls. 

Auch in unserem Landesverband gab
es viele kleine und großen Ereignisse,
die das Jahr 2014 geprägt haben. Un-
sere Leitfrage war und ist, wie Inklusi-
on  auch  für  Menschen  mit  schweren
und mehrfachen Behinderungen im All-
tag umgesetzt wird. 

Intern bewegt hat uns in 2014 der Um-
zug  unserer  LVKM-Geschäftsstelle.
Übergangsweise  waren  wir  in  einem
Bürogebäude  im  Stuttgarter  Westen
untergebracht, bevor es nach verspä-
teter Fertigstellung der neuen Räume

im  November  2014  ins  „Krokodil“  im
Stuttgarter Osten ging. 

Die großen inhaltlichen Schwerpunkte
des Jahres 2014 waren:

Barrierefreiheit: Barrierefreiheit ist die
Basis für die volle Teilhabe am Leben
in  der  Gemeinschaft.  Im  Jahr  2014
wurde  die  Landesbauordnung  geän-
dert,  die  DIN  18040  als  Planungs-
grundlage für barrierefreies Bauen ein-
geführt:  www.ziel-barrierefreiheit.de
heißt unsere Kampagnenseite mit Pra-
xisbeispielen  zur  Barrierefreiheit.  Un-
ser  Projekt  „Wandern  mit  dem  Roll-
stuhl“  wurde  mit  dem  Landesinklusi-
onspreis 2014 ausgezeichnet.

Bildung: Wie  wird  Inklusion  in  der
Schule erfolgreich umgesetzt? Welche
Zukunft  haben  die  Sonderschulen  in
einer inklusiven Schullandschaft?

Gleichstellung:  Die  Novellierung des
Landesbehindertengleichstellungsge-
setzes  wurde  zunächst  gestoppt  und
musste in die nächste Runde. 

Teilhabe: Wie wird ein neues Bundes-
teilhabegesetz aussehen?

Wohnen: Das Gesetz für unterstützen-
de Wohnformen, Teilhabe und Pflege
(WTPG)  löste  das  bisherige  Landes-
heimgesetz ab – und brachte erhebli-
che Veränderungen für Menschen mit
Behinderungen und Pflege- und Unter-
stützungsbedarf mit sich. 

Wir danken allen, die uns 2014 tatkräf-
tig unterstützt und begleitet haben. Wir
brauchen Sie als verlässliche Wegbe-
gleiter  und  Wegbereiter,  als  Partner
und Freund. Wir zählen weiter auf Sie!

„Alle  inklusive  –  dafür  setzen  wir
uns ein!“
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Interne Arbeit

Vorstand

Im  Berichtsjahr  setzte  sich  der  Vor-
stand wie folgt zusammen:
Vorsitzender:  
Hans Ulrich Karg (Bad Schussenried)
Stellvertretender Vorsitzender: 
Thomas Seyfarth (KBF, Mössingen)
Schatzmeister:  
Armin Bönisch (Schrozberg)
Beisitzer:  
Jutta Hertneck (Waiblingen); Christine
Kühnau (Verein für Körper- und Mehr-
fachbehinderte  Mannheim);  Marion
Reick-Westphal (Verein für körper- und
mehrfachbehinderte Menschen mittler-
er Oberrhein, Karlsruhe); Rolf Schnei-
der  (Körperbehindertenverein  Stutt-
gart, Stuttgart). 

Im Berichtsjahr traf sich der Vorstand
insgesamt zu fünf Vorstandssitzungen
(einschl.  zu  einer  Vorstandsklausur),
um die inhaltlichen Schwerpunkte der
Verbandsarbeit zu beraten und festzu-
legen. Der Vorstand befasste sich ins-
besondere  mit  folgenden  konkreten
Themen:

Selbsthilfe stärken: Zukunft und Stär-
kung  der  verbandlichen  Selbsthilfe,
Gewinnung neuer Mitglieder, langfristi-
ge  Finanzierung  der  Verbandsarbeit;
Engagementstrategie  Baden-Württem-
berg – Lebensräume zu „Engagement-
Räumen“ entwickeln

Barrierefreiheit: Gemeinsames Positi-
onspapier  mit  der  Landesapotheken-
kammer Baden-Württemberg zur Um-
setzung  der  Barrierefreiheit  von  Apo-
theken;  Öffentlichkeitskampagne  zum
Europäischen  Gleichstellungstag  der
Menschen  mit  Behinderungen  am  
5.  Mai  –  www.ziel-barrierefreiheit.de,

Landesinklusionspreis  für  unser  Pro-
jekt „Wandern mit dem Rollstuhl“

Bildungspolitik:  die  Umsetzung  der
UN-BRK im vorschulischen und schuli-
schen Bereich mit dem Ziel, die beson-
deren Belange der Schüler mit hohem
Unterstützungsbedarf und deren Platz
in einer inklusiven Schullandschaft zu
sichern;  Wunsch-  und  Wahlrecht  der
Eltern behinderter Kinder sicherstellen;
Übergabe der  Unterschriften  zum Er-
halt der Sonderschulen als Angebots-
schulen.

Sozialpolitik: Stellungnahme zur Um-
setzung  der  UN-BRK in  Baden-Würt-
temberg und Begleitung der Öffentlich-
keitskampagne  „DUICHWIR“  (Inklusi-
on); Stellungnahme zum Landesbehin-
dertengleichstellungsgesetz;  Stellung-
nahme  zum  Wohn-,  Teilhabe-  und
Pflegegesetz;  Diskussion  um  das
„Sparverbot“  und Mitarbeit  in  der  ba-
den-württembergischen  Arbeitsgruppe
„Bundesteilhabegesetz“; Fachtag „Per-
sönliches Budget“; Begleitung der En-
quetekommission  des  Landtags  zum
Thema  „Pflege“. 

Medienpolitik:  Korrekturbedarf  der
Reform der Rundfunkfinanzierung aus
Sicht  der  Menschen  mit  Behinderun-
gen;  Forderung:  Vertretung von Men-
schen  mit  Behinderungen  im  ZDF-
Fernsehrat  (bei  der  Neufassung  des
ZDF-Staatsvertrages).

Weitere  Themen  betrafen  vor  allem
verbandsinterne  Regularien,  den  (lei-
der abgelehnten) Antrag auf Erhöhung
des Landeszuschusses für die Selbst-
hilfearbeit des Landesverbandes sowie
der nochmalige Umzug der Verbands-
geschäftsstelle im November 2014. 
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Mitgliederversammlung

Im  Berichtsjahr  fand  eine  Mitglieder-
versammlung am 15. November 2014
in  Stuttgart  statt.  Auf  der  Tagesord-
nung standen Regularien wie Jahres-
abschluss  2013,  Haushaltsplan  2015
und  Entlastung  des  Vorstandes.  Der
Vorstand wurde einstimmig für das Ge-
schäftsjahr 2013 entlastet. Der Jahres-
abschluss 2013 wurde festgestellt und
der  Haushaltsplan  2015 beschlossen.
Die Mitglieder wählten satzungsgemäß
einen  Wirtschaftsprüfer.  Die  Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft  REVISO
GmbH  (Sitz:  Ludwigsburg)  wird  den
Jahresabschluss 2014 prüfen. 

In seinem mündlichen Bericht verwies
der Vorstand auf den schriftlichen Jah-
resrückblick 2013 „Alle inklusive – da-
für  setzen  wir  uns  ein!“  Wichtigstes
Thema war die Bildungspolitik und die
Empfehlung  der  Expertenkommission
zur  Weiterentwicklung  der  Lehrerbil-
dung,  die  u.a.  vorgeschlagen  hatte,
den  eigenständigen  Studiengang
„Lehramt  Sonderpädagogik“  ersatzlos
zu streichen. Der Landesverband lehn-
te dies vehement ab und beteiligte sich
an einer  verbandsübergreifenden Re-
solution. Der Protest zeigte Erfolg und
die  Landesregierung  erklärte,  den  ei-
genständigen Studiengang zu erhalten
und zusätzlich Sonderpädagogik in die
allgemeine  Lehrerbildung  aufzuneh-
men.  Ein  „Dauerbrenner“  war  zudem
die angekündigte Umsetzung des ge-
meinsamen  (zieldifferenten)  Unter-
richts von Kindern mit und ohne Behin-
derung  und  der  Veröffentlichung  der
ersten Eckpunkte für die Änderung des
Schulgesetzes. 

Bereits im öffentlichen Teil der Mitglie-
derversammlung  am  Vormittag  stan-
den die Neuerungen im „Gesetz für un-
terstützende  Wohnformen,  Teilhabe

und Pflege (WTPG)“ sowie in den Pfle-
gestärkungsgesetzen  im  Mittelpunkt.
Den Impulsreferaten schlossen sich in-
tensive  Diskussionen  zur  Umsetzung
an. Dabei wurde erneut deutlich, dass
in beiden Gesetzen vorrangig die Be-
lange der älteren pflegedürftigen Men-
schen berücksichtigt sind. Daher ist es
im  Einzelfall  oft  schwierig,  sofort  die
zutreffenden Antworten im Blick auf die
Menschen mit  schweren und mehrfa-
chen Behinderungen zu geben.

Erwähnt  wurden  ferner  der  „Tag  der
Menschen  mit  Behinderungen  im
Landtag“,  die Umsetzung der  Zielver-
einbarung  mit  dem  Sparkassenver-
band  Baden-Württemberg  sowie  das
Lese-/Hörbuch  „Meine  Geschichte,
Deine  Geschichte“  als  Baustein  des
Projekts  „Hinter  dem  Horizont  geht’s
weiter ...“. 

Die Mitgliederversammlung lebt in be-
sonderem Maße  vom  Erfahrungsaus-
tausch  zwischen  den  regionalen  Mit-
gliedsorganisationen  untereinander
und mit dem Landesverband. 

Unter  dem  Tagesordnungspunkt  „Be-
richte  aus  den  Mitgliedsorganisatio-
nen“ gibt es Raum, um Einblicke in die
Arbeit der anderen zu erhalten. 

Mehrere  Mitgliedsorganisationen  be-
richteten von den Schwierigkeiten, ge-
eignete Fachkräfte für die unterschied-
lichen Angebote zu finden.  Vor  allem
für  zusätzliche  Freizeitaktivitäten  feh-
len immer häufiger Assistenzkräfte. Ein
Wegfall solcher Angebote bedeute zu-
gleich  eine  Reduzierung  der  Lebens-
qualität  für  Menschen  mit  schweren
Behinderungen und hohem Hilfebedarf
– und erschwere somit auch Inklusion.
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Zu berichten gab es über runde Jubilä-
en  einzelner  Mitgliedsorganisationen
sowie Maßnahmen zur Werbung neuer
Mitglieder.  Viele  Vertreter  der  Mit-
gliedsorganisationen äußerten die Sor-
ge,  dass  Inklusion  als  „verstecktes
Sparprogramm“ falsch verstanden wer-
de und damit Menschen mit schweren
und  mehrfachen  Behinderungen  zu-
nehmend  aus  dem  Blickfeld  geraten.
Erfreulich sei, dass in den letzten Jah-
ren  zunehmend  Freizeitangebote  für
Menschen mit und ohne Behinderung
entstanden,  doch  vielfach  werden
Menschen mit hohem Unterstützungs-
bedarf von der Teilhabe ausgeschlos-
sen. Dies sei mit  den Zielen der UN-
BRK nicht vereinbar. Mit dieser Sorge
verknüpft wurde die Erwartung an den
Landesverband, sich intensiv in die je-
weiligen  Debatten  einzumischen  und
nachhaltig  die  Interessen  der  Men-
schen  mit  schweren  und  mehrfachen
Behinderungen und deren Familien zu
vertreten, denn: Inklusion ist unteilbar! 

Arbeitskreise

Das Konzept der Arbeitskreise, die für
einzelne Themenfelder initiiert wurden,
hat  sich  bestens  bewährt.  Vertreter
und Vertreterinnen der Ortsvereine ar-
beiten  intensiv  und  engagiert  an  der
Entwicklung  fundierter  Positionen  zu
den vielfältigen Themenbereichen. Die
Arbeitskreise stehen allen Interessier-
ten zur Mitarbeit offen. 

Im  Berichtsjahr  gab  es  folgende  Ar-
beitskreise:

AK Kindergarten
Im Arbeitskreis arbeiten pädagogische
Fachkräfte aus Schulkindergärten eng
zusammen.  Der  Arbeitskreis  traf  sich

im Berichtsjahr nur ein Mal. Fester Be-
standteil  der  Treffen  ist  der  Erfah-
rungsaustausch untereinander. Im Mit-
telpunkt stand dabei die Frage „alle in-
klusive – auch in der Kleinkindgruppe
und in der Kindertagesstätte?“ Welche
Bedingungen  brauchen  Kinder  mit
schweren Behinderungen in vorschuli-
schen Einrichtungen? Was wiegt mehr:
inklusive  Betreuung  mit  Förderung
„light“ oder qualifizierte Betreuung und
Förderung im Schulkindergarten? Wie
können Eltern die für sie und ihr Kind
richtige Entscheidung treffen?

Erstmals  seit  Jahren  konnte  keine
Schulkindergartenkonferenz  organi-
siert  werden. Es war – u.a. auch be-
dingt  durch den bevorstehenden Um-
zug – nicht möglich, einen geeigneten
Termin zu finden. 

AK Schule
Im Arbeitskreis arbeiten Eltern und pä-
dagogische  Fachkräfte  aus  Schulen
eng  zusammen.  Der  Arbeitskreis  traf
sich im Berichtsjahr ein Mal zu einem
halbtägigen  Treffen  sowie  zu  einer
zwietägigen Klausurtagung. 

„Alle inklusive - welche Schule ist die
richtige?“ Diese Frage ist die zentrale
Leitfrage  des  Arbeitskreises.  Eltern
sind verunsichert. Sie wollen einerseits
eine gute Förderung ihres Kindes und
andererseits  soviel  Normalität  wie
möglich.  Doch  viele  Schulgebäude
sind  nicht  barrierefrei,  haben  keine
Sonderpädagogen, bieten keine Hilfs-
mittelversorgung oder weitere notwen-
dige Unterstützungsangebote. Deshalb
drängen viele Eltern auf den Erhalt ih-
res  Wunsch-  und  Wahlrechtes  bzgl.
Sonderschule  und  Regelschule.  Auf
dieser  Basis  entwickelte  der  Arbeits-
kreis  ein  Tagungskonzept  zur  schuli-
schen Inklusion.
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Zusammenarbeit  mit  den  Mit-
gliedsorganisationen

Für  die  Weiterentwicklung  seiner  Ar-
beit  ist  der  Landesverband  auf  eine
enge,  dialogorientierte  Zusammenar-
beit mit den Ortsvereinen angewiesen.
Da alle Mitgliedsorganisationen per e-
Mail  erreichbar  sind,  werden  inzwi-
schen  fast  alle  Informationen  aus-
schließlich  auf  elektronischem  Wege
übermittelt. So wird eine deutlich höhe-
re Aktualität der Informationen erreicht.

Schriftliche Informationen können den
persönlichen  Kontakt  zwischen  dem
Landesverband und den Mitgliedsorga-
nisationen nur sinnvoll ergänzen, aber
nicht  ersetzen.  Infoabende für  Eltern,
Teilnahme an Jubiläen (z.B. 50 Jahre
Lebens-Heimat Löffingen-Reiselfingen,
50  Jahre  Körperbehinderten-Verein
Stuttgart,  50 Jahre Verein für Körper-
und  Mehrfachbehinderte  Mannheim,
40 Jahre  Spastikerverein  Lörrach,  40
Jahre  Konrad-Biesalski-Schule  Wört,
Abschlusskonzert  zum  40-jährigen
Vereinsjubiläum  des  Körperbehinder-
tenvereins  Ostwürttemberg  in  Aalen)
und vieles mehr bieten gute Gelegen-
heit,  Kontakte zu vertiefen – ganz im
Sinne der Hilfe zur Selbsthilfe.

Geschäftsstelle

Die  Geschäftsstelle  ist  im  ständigen
Dialog mit den Mitgliedsorganisationen
und vielen Mitgliedsfamilien, aber auch
mit dem Landtag, der Landesregierung
sowie  mit  vielen  Verbänden  und  Be-
hörden.  Der  Landesverband  wird  als
kompetente Anlauf- und Beratungsstel-
le  geschätzt.  Die  vielfältigen  Arbeits-
kontakte erleichtern eine effektive sozi-
alpolitische  Interessensvertretung  für

Menschen mit  Körper-  und Mehrfach-
behinderung und ihrer Familien. 

Die meisten Erstkontakte ergeben sich
über das Internet. Viele Betroffene su-
chen dort eine Lösung ihres Problems
und finden dabei das umfassende und
aktuelle Informationsangebot des Lan-
desverbandes.  Inzwischen  kommen
Anfragen nicht nur per E-Mail sondern
verstärkt auch über Facebook. Gleich-
wohl  kommen  immer  mehr  Anfragen
aufgrund von Weiterempfehlungen.

Die  meisten  Anfragen von  Menschen
mit  Behinderung  und  ihren  Familien
befassten sich mit der praktischen Um-
setzung  im  Bereich  der  Eingliede-
rungshilfe für Menschen mit  Behinde-
rung,  der  Kranken-  und  Pflegeversi-
cherung  (Hilfsmittelversorgung,  Win-
delversorgung,  Verhinderungspflege)
wie die Suche nach geeigneten fami-
lienentlastenden  Angeboten  oder  die
barrierefreie  Umgestaltung  der  eige-
nen  Wohnung  sowie  deren  Fi-
nanzierung. Oft  geht es auch um die
Frage,  welche Schule die richtige ist.
Insgesamt klagen viele Familien über
die  hohen bürokratischen Hürden bei
der  Wahrnehmung  ihrer  Rechte.  Sie
fürchten zudem den Aufwand, sich ggf.
mit  Unterstützung  eines  Rechtsbei-
standes ihre Rechte gerichtlich einzu-
fordern. 

Die fachliche Begleitung von Baupro-
jekten in Sachen Barrierefreiheit ist ein
weiterer  Schwerpunkt  in  der  Ge-
schäftsstelle.  Der  Landesverband  hat
ein großes Expertenwissen gesammelt
und  hat  sich  so  einen  guten  Ruf  als
Beratungsstelle für barrierefreies Bau-
en erworben. Regelmäßig suchen Ar-
chitekturbüros – aber auch Bauherren
und einzelne Baurechtsbehörden - Rat
bei  der  praktischen  Umsetzung  von
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Barrierefreiheit bei Bauplanungen klei-
nerer und größerer Objekte. 

Alle reden von Inklusion – wir auch. In
den Medien wird inzwischen verstärkt
über  das Leben mit  Behinderung be-
richtet. Doch stehen dabei meist nicht
die  besonderen  Belange  der  Men-
schen  mit  schweren  und  mehrfachen
Behinderungen  im  Mittelpunkt.  Daher
ist es nach wie vor schwierig, die The-
men,  die  für  die  Mitglieder  unseres
Landesverbandes wichtig sind, in Zei-
tungen,  Fernsehen  oder  Hörfunk  zu
platzieren. Deshalb bewährt sich, dass
der  Landesverband  mit  seiner  Inter-
netseite,  Audiobeiträgen,  Newsletter
und facebook eigene Gefäße geschaf-
fen  hat,  um Informationen und Sicht-
weisen  des  Landesverbandes  einer
breiten  Öffentlichkeit  zu  präsentieren.
Dazu  trägt  auch  der  lvkm-newsletter
wesentlich bei.

Im Berichtsjahr war das Sekretariat mit
zwei  Teilzeitmitarbeiterinnen  (insge-
samt 0,7 Vollkräfte) besetzt. Diese un-
terstützen  die  hauptamtliche  Ge-
schäftsführerin  (insgesamt  1,0  Voll-
kraft). Die Gehaltsabrechnung als auch
die  Finanzbuchhaltung werden  extern
erledigt. 

Die  Vielfalt  der  Aufgaben  und  deren
Komplexität  steigen seit  Jahren konti-
nuierlich. In 2014 musste beispielswei-
se  zusätzlich  die  Umstellung  der  Fi-
nanzbuchhaltung  auf  SEPA  bewältigt
werden.  Die  personellen  Ressourcen
sind seit 2005 unverändert. Nur durch
das enge und gute Zusammenwirken
zwischen der Geschäftsstelle und dem
ehrenamtlichen Vorstand sowie  durch
Unterstützung einzelner Honorarkräfte
(v.  a.  bei  Tagungen  und  Seminaren)
war es möglich, die Aufgaben zeitnah
und kompetent zu erfüllen. 

Umzug

Im November 2014 stand ein erneuter
Umzug  der  Geschäftsstelle  an  –  der
zweite  innerhalb  eines  Jahres.  Ein
Jahr  lang  war  der  Landesverband
übergangsweise im Stuttgarter Westen
beheimatet  bis  zur  Fertigstellung  der
neuen  Räumlichkeiten  im  Stuttgarter
Osten, im sog. Baur-Areal. 

Schwabstraße 55 - Übergangslösung

Auch zum Zeitpunkt des Umzugs gab
es noch große und kleine Baustellen –
beispielsweise  wurde  die  endgültige
Beleuchtung  erst  wenige  Tage  vor
Weihnachten montiert…

Am Mühlkanal 25 - beim Umzug leuch-
tete vor allem der Baustellencharme ...

Die räumliche Nähe zum Körperbehin-
derten-Verein Stuttgart ergibt im Alltag
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viele  Synergien  in  der  Zusammenar-
beit für beide Partner.

Entwicklung  der  Mitglieder-
zahlen

Die  Mitgliederzahlen  zum  31.12.2014
auf einen Blick:
40  (Vorjahr:  39)  Mitgliedsorganisatio-
nen  mit  insgesamt  3.414  (Vorjahr:
3.576) Einzelmitgliedern bzw. Familien
mit  behinderten  Kindern  sowie  5.238
hauptamtlichen  Mitarbeiterinnen  und
Mitarbeitern (inkl. BUFDI, Praktikanten
und FSJler).  15 Einzelpersonen (Vor-
jahr: 13) sowie ein Verein unterstützen
mit  ihrer  Fördermitgliedschaft  die  Ar-
beit unseres Landesverbandes.

Im Laufe des Berichtsjahres trat  eine
Organisation dem Landesverband bei:
Nikolauspflege  gGmbH  (Mannheim  /
Weinheim).

Finanzen

Ziel des Landesverbandes war und ist
es,  möglichst  einen  ausgeglichenen
Jahresabschluss vorzulegen. 

Dies ist trotz eines intensiven Werbens
um Fördermittel  und Spenden im Be-
richtsjahr 2014 nicht gelungen. Insbe-
sondere  konnten  Spenden  nicht  in

dem Umfang  wie  geplant  und erhofft
eingeworben werden. 

Im Einzelnen:

Förderung durch das Land Baden-
Württemberg
Ein  wichtiger  Grundpfeiler  für  die  Fi-
nanzierung  der  umfangreichen  Bera-
tungsarbeit in der Selbsthilfe stellt die
institutionelle Förderung unverändert in
Höhe von 46.000 Euro durch das Land
Baden-Württemberg  dar.  Ein  Antrag
des Landesverbandes auf  eine  Erhö-
hung des Zuschusses hat das Sozial-
ministerium  mit  Blick  auf  die  Haus-
haltslage  des  Landes  abgelehnt.
Gleichwohl hat die Ministerin in ihrem
Schreiben ihre Wertschätzung über die
Arbeit des Landesverbandes zum Aus-
druck  gebracht.  Die  Landesförderung
ist als eine sog. „Freiwilligkeitsleistung“
im Staatshaushaltsplan  des Sozialmi-
nisteriums  verankert.  Ein  Rechtsan-
spruch  auf  eine  Förderung  besteht
nicht.

Selbstverpflichtung  zur  Wahrung
der Neutralität und Unabhängigkeit
Der  Landesverband  verpflichtet  sich
zur Wahrung von Neutralität  und Un-
abhängigkeit  der  gesundheitsbezoge-
nen Selbsthilfe zum Umgang mit Wirt-
schaftsunternehmen  bei  gleichzeitiger
Förderung  durch  die  Krankenkassen
und hat eine entsprechende Erklärung
unterzeichnet.  Diese  ist  eine  Voraus-
setzung  für  die  Förderung  durch  die
gesetzlichen Krankenkassen.

Selbsthilfeförderung durch die
gesetzliche Krankenversicherung
Seit  2008 gibt  es mit  §  20 c SGB V
eine gesetzliche Grundlage zur Förde-
rung  der  gesundheitsbezogenen
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Selbsthilfe. Die gesetzlichen Kranken-
kassen  sind  verpflichtet,  0,56  Euro  /
Versicherten für die Selbsthilfe auszu-
geben.  Mindestens  die  Hälfte  soll  in
die  kassenartübergreifende  Gemein-
schaftsförderung  fließen.  Sie  soll  zu-
dem wettbewerbsneutral erfolgen.

Die  gesetzlichen  Krankenkassen  ha-
ben sich in einer Arbeitsgemeinschaft
„GKV-Gemeinschaftsförderung Selbst-
hilfe Baden-Württemberg“ zusammen-
geschlossen.  Mitglieder  der  ARGE
sind:  AOK  Baden-Württemberg,  BKK
Landesverband Süd, Verband der Er-
satzkassen  (vdek),  IKK  Classic,
Knappschaft  Regionaldirektion  Mün-
chen, Landwirtschaftliche Krankenkas-
se.  Aus  den  Mitteln  der  Gemein-
schaftsförderung  hat  der  Landesver-
band eine institutionelle Förderung von
22.000 Euro erhalten. Diese Selbsthil-
feförderung ist für den Landesverband
eine wichtige Säule zur Finanzierung.

Zusätzlich hat der Landesverband eine
individuelle  Förderung  des  BKK Lan-
desverbandes  Süd  für  das  Projekt
„Krafttankstellen Elterntreffen“ in Höhe
von 1.000 Euro erhalten. Die DAK för-
derte  das  Projekt  „Hauptsache
gesund!“ mit 1.000 Euro. Dieses wurde
auf das Jahr 2015 übertragen.

Förderung durch die Aktion Mensch
Aktion Mensch förderte im Berichtsjahr
mit  insgesamt  17.766,61  Euro  (Vor-
jahr:  11.310,85  Euro)  Projekte  des
Landesverbandes,  insbesondere  die
Fachtagung „Alle inklusive?! Arbeit und
Beschäftigung  für  Menschen  mit
schweren  und  mehrfachen  Behinde-
rungen“, die Dokumentation der Fach-
tagung 2013 zum Thema „.. so wollen
WIR wohnen!“  sowie  die  Aktion  zum
Europäischen  Protesttag  am  5.  Mai
„Schon  viel  erreicht.  Noch  viel  mehr

vor.“ Dabei stand das Thema „Barrie-
refreiheit“ im Mittelpunkt.

Förderung  durch  die  Baden-Würt-
temberg Stiftung GmbH
Im  Rahmen  des  Programms  „Förde-
rung der Selbständigkeit und Eigenver-
antwortung von älteren Menschen mit
Behinderung“  fördert  die  Landesstif-
tung  Baden-Württemberg  das  Projekt
„Hinter  dem  Horizont  geht’s  weiter  –
was kommt nach den Eltern?“ Im Be-
richtsjahr  wurde  das  Hörbuch  „Meine
Geschichte,  Deine  Geschichte“  fertig
gestellt.  Die  Baden-Württemberg  Stif-
tung  hat  das  Projekt  im  Berichtsjahr
mit insgesamt 7.322,46 Euro gefördert.

Bußgeld
Im Berichtsjahr  gingen keine  Bußgel-
der ein.

Spenden
Die  Spendenbereitschaft  der  Deut-
schen  ist  ungebrochen.  Bundesweit
wurden  rund  5,0  Milliarden  Euro  ge-
spendet. Dies geht aus der GfK-Studie
„Bilanz  des  Helfens“  hervor,  die  der
Deutsche  Spendenrat  am  11.  März
2015  vorstellte.  Rund  22,4  Millionen
Menschen spendeten demnach an ge-
meinnützige  Organisationen.  Deutlich
an  Bedeutung  zugenommen  haben
Spenden  für  die  Bereiche  Krankheit
und Behinderung auf lokaler und natio-
naler  Ebene.  Leider  konnte  der  Lan-
desverband  selbst  von  diesem Trend
nicht profitieren.

Die  Spendeneinnahmen  im  Be-
richtsjahr stagnieren und lagen bei ins-
gesamt  20.734,44  Euro  (Vorjahr:
20.954,76 Euro). Darin enthalten sind
zweckgebundene  Spenden  in  Höhe
von  7.500,00  Euro  (DATEV  Weih-
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nachtsspende) für  die umzugsbeding-
ten Ausgaben für die Ausstattung der
Beratungsstelle. Im Übrigen ist festzu-
stellen, dass fast ausschließlich Einzel-
personen  den  Landesverband  unter-
stützen.  Für  diese kontinuierliche Un-
terstützung sind wir sehr dankbar. Die-
se freiwillige Unterstützung gibt Rück-
halt  und  zeigt,  dass  viele  Menschen
die Arbeit des Landesverbandes wert-
schätzen. 

Die Möglichkeit, via Internet dem Lan-
desverband  eine  Spende  zukommen
zu lassen – die Datenübertragung er-
folgt verschlüsselt – wurde im Berichts-
jahr 2014 nur vereinzelt genutzt.

Der Landesverband informiert mit sei-
nem Infomagazin „rolli-aktiv“ zwei Mal
im Jahr Mitglieder als auch den Freun-
deskreis  über  seine  Arbeit.  Die  we-
sentlichen  Finanzzahlen  werden  im
Jahresrückblick veröffentlicht. Der Lan-
desverband  ist  berechtigt,  Zuwen-
dungsbestätigungen  für  Mitgliedsbei-
träge und Spenden auszustellen. 

Erbschaften und Vermächtnisse
Im Berichtsjahr hat der Landesverband
keine Erbschaften oder Vermächtnisse
erhalten.

Eigenmittel
Umgesetzt  wurde  der  Vorstandsbe-
schluss vom Januar 2002, Entgelte für
Serviceleistungen  (Referententätigkeit
der Geschäftsführerin) des Landesver-
bandes (erbracht durch die Geschäfts-
führerin) an Dritte zu erheben. Im Be-
richtsjahr wurden 1.584,72 Euro (Vor-
jahr: 922,50 Euro) eingenommen. 

Erstmals  seit  1997  wurden  die  Mit-
gliedsbeiträge zum 1. Januar 2014 er-
höht. Dieser Schritt war notwendig ge-

worden, um vor allem die mit dem Um-
zug  verbundenen  deutlich  höheren
Mietkosten finanzieren zu können. Bei
Seminaren werden moderate Teilneh-
merbeiträge  erhoben.  Die  Mietpreise
für  die  Ferienhäuser  in  Spanien  ent-
sprechen der ortsüblichen Höhe. Men-
schen  mit  Behinderung  (Mitglieder)
werden  Sonderkonditionen  einge-
räumt.  Der  Landesverband  bemüht
sich,  seine  Arbeit  aus  unterschiedli-
chen Quellen  zu  finanzieren,  um Ab-
hängigkeiten zu vermeiden und mögli-
che  Schwankungen  auszugleichen.
Gezielt  werden  sämtliche  eigene  Fi-
nanzierungsmöglichkeiten  genutzt.
Dazu zählen auch die Kooperation mit
anderen Organisationen bei der Durch-
führung  von  Veranstaltungen  (z.B.
Fachtagung  „Wie  geht  es  weiter  mit
dem Personlichen Budget?“) sowie die
Einwerbung von Projektmitteln. 

Rechnungslegung und Revision
Die Stuttgarter Steuerberatungsgesell-
schaft Kruse & Partner GmbH erledigt
mit Hilfe von DATEV die Buchhaltung
des  Landesverbandes.  Die  Personal-
buchhaltung  erfolgt  durch  die  Firma
Solvenius  Personal-  &  Zeitwirtschaft
mit Sitz in Stuttgart. Laut Satzung wird
die Rechnungslegung von drei von der
Mitgliederversammlung gewählten  eh-
renamtlichen  Kassenprüfern  (Joachim
Haas, Hans-Peter Hipp, Achim Hoffer)
geprüft.  Zusätzlich  sieht  die  Satzung
die  Prüfung  des  Jahresabschlusses
durch einen Wirtschaftsprüfer vor. Die
Mitgliederversammlung beauftragte er-
neut  Wirtschaftsprüfer  Wolfgang
Grundmann  (Ludwigsburg)  mit  der
Prüfung des Jahresabschlusses 2014.
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„Bienvenidos“: Urlaub für alle

In seiner Satzung verpflichtet sich der
Landesverband, „Freizeitmöglichkeiten
zu schaffen und geeignete Einrichtun-
gen zu unterhalten.“

Solche  geeigneten  Ferieneinrichtun-
gen unterhält  der Landesverband seit
den 70er Jahren in Form eines Strand-
bungalows sowie zweier Ferienhäuser
für Familien mit behinderten Angehöri-
gen im Club Tropicana in Roquetas de
Mar  /  Südspanien.  Informationen und
Buchungen  erfolgen  über  die  Ge-
schäftsstelle des Landesverbandes.

Die Region um Roquetas de Mar ver-
zeichnet etwa 330 Sonnentage im Jahr
und ist  daher  bei  Urlaubern  sehr  be-
liebt.  Die  touristischen  Ziele  (u.a.
Strandpromenade) sind barrierefrei. 

Die  Belegung 2014 der  Ferienhäuser
auf einen Blick:

Monat Bunga-
low 27

Haus 31 Haus 32

Januar
Februar
März
April
Mai
Juni
Juli
August
September
Oktober
November
Dezember
SUMME
(Vorjahr:)

Auslastung

31
28
31

7
 0
 0

16
16

5
20
30
18

202
(180)

55,3 %

31
28
31

0
 0
 0

24
15
 7
3
4
0

143
(128)

39,2 %

 17
28

 27
 0
 0
 0

 14
6

 7
 0
0
0

99
(102)

27,1 %

II. Tagungen, Seminare &
Veranstaltungen

Hinter  dem  Horizont  geht’s
weiter  –  was  kommt  nach  den
Eltern?

Das innovative  Projekt  wird  gefördert
von  der  Baden-Württemberg  Stiftung
im  Programm  „Förderung  der  Selb-
ständigkeit  von älteren Menschen mit
Behinderung“.  Die  wissenschaftliche
Begleitforschung  übernimmt  Prof.  Dr.
Helmut  Mair  (Westfälische  Wilhelms-
Universität Münster). 

Im  Frühjahr  2014  erschien  das  Hör-
buch  „Meine  Geschichte,  Deine  Ge-
schichte“.  Auf  insgesamt  zwei  CDs
sind alle Geschichten aus dem Leben
von  Menschen  mit  Behinderung  nun
zum Anhören (das Lesebuch erschien
bereits im Dezember 2013).

Im Berichtsjahr 2014 traf sich die Pro-
jektgruppe insgesamt  sechs Mal  zum
Austausch  und  zum  Erarbeiten  der
noch ausstehenden Arbeitsmaterialien.
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Fachtag  Persönliches  Budget:
Wie  geht  es  weiter  mit  dem
Persönlichen  Budget  in  Baden-
Württemberg?  Bestandsauf-
nahme –  Bewertung –  auf  dem
Weg zur Optimierung
3. Juni 2014 in Stuttgart

„Persönliches Budget ist ein sichtbares
Zeichen gelebter Inklusion und Selbst-
bestimmung für Menschen mit  Behin-
derung.“ Davon ist Gerd Weimer, Be-
auftragter der Landesregierung für die
Belange  von  Menschen  mit  Behinde-
rungen  überzeugt.  Persönliches  Bud-
get bedeutet, dass Menschen mit Be-
hinderung  statt  einer  Sachleistung
Geld  erhalten,  mit  dem  sie  ihre  not-
wendigen  Hilfen  selbst  organisieren
und zahlen können. Der Landesbehin-
dertenbeauftragte  hatte  gemeinsam
mit dem Landesverband für Menschen
mit Körper- und Mehrfachbehinderung
Baden-Württemberg,  dem  Landesver-
band der Lebenshilfe Baden-Württem-
berg,  dem  Paritätischen  Baden-Würt-
temberg und dem Stuttgarter Zentrum
selbstbestimmt Leben zu einer Tagung
nach Stuttgart eingeladen. 

Rund 150 Menschen mit  Behinderun-
gen  und  deren  Angehörige,  Vertreter
der Behindertenselbsthilfe, der Verwal-
tung und von Einrichtungen der Behin-
dertenhilfe kamen, um Erfahrungen mit
dem  Persönlichen  Budget  auszutau-
schen und Empfehlungen für notwen-
dige Verbesserungen zu geben. Denn:
„Das Persönliche Budget ist eine ganz
schön komplizierte  Sache.  Das muss
einfacher werden.“ 

Fünf Jahre nach Inkrafttreten der UN-
Behindertenrechtskonvention  und
sechs  Jahre  seit  Einführung  des
Rechtsanspruchs auf das Persönliche

Budget  ist  das  Persönliche  Budget
noch immer die  Ausnahme und nicht
die  Regel  bei  der  Inanspruchnahme
von Leistungen zur Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen. Deutlich an-
ders sieht  die Situation in Rheinland-
Pfalz aus. Der Weg bis zum Persönli-
chen  Budget  ist  mitunter  holprig  und
langwierig.  Auch  die  Verwaltung  des
Budgets ohne Unterstützung ist für vie-
le  Menschen  mit  Behinderungen  ein
Hindernis. 

Die Teilnehmer der  Tagung forderten
daher  erneut  eine  unabhängige  Bud-
getassistenz,  eine  gute  Beratung von
Anfang  an und Hilfe  bei  der  Abrech-
nung  und  Verwaltung  des  Budgets.
Große  Hoffnungen  auf  Verbesserun-
gen setzen die  Teilnehmer daher auf
das  geplante  Bundesteilhabegesetz,
das zum 1. Januar 2017 kommen soll.

Städtetour AKTION MENSCH
15. Juli 2014 in Bad Saulgau

Gemeinsam  mit  Pararalympics-Gold-
medaillengewinnerin  Andrea  Rothfuss
tourte AKTION MENSCH im Rahmen
einer Sommertour durch die Republik,
um besondere Förderprojekte vor  Ort
zu besuchen. Am 15. Juli 2015 machte
der Tourenbus Station in Bad Saulgau.
Die  Stadt  im  Landkreis  Sigmaringen
zählte  zu  den Gewinnern  im Wettbe-
werb „Gesucht: barrierefreie Gemeinde
in Baden-Württemberg 2012“, den un-
ser  Landesverband  ausgelobt  hatte.
Der  ehrenamtliche  Behindertenbeauf-
tragte der Stadt Bad Saulgau, Michael
von Beek, führte die Gäste durch die
Stadt  und  zeigte,  wie  umfassend  in
Bad  Saulgau  Barrierefreiheit  umge-
setzt wird. 
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„Kunst als Brücke“
2.  landesweiter  Kunstpreis  für
Menschen mit Behinderungen

1. Preis: Das Nilpferd (Heide Rumm)

Kräftige  Farben,  abstrakte  Arbeiten
und detaillgetreue Zeichnungen – mit
kreativen,  fantasievollen  und  motivie-
renden Ideen zeigen die 47 ausgestell-
ten  Einsendungen  neue,  interessante
Perspektiven.  Aus  rund  420  Einsen-
dungen hat eine fachkundige Jury drei
Preisträger  und  47  Exponate  ausge-
wählt.  Die  feierliche  Preisverleihung
am 16. Juli 2014 im Landratsamt Böb-
lingen im Beisein der Schirmherrin, So-
zialministerin  Katrin  Altpeter,  war  für
die Künstler mit Behinderung und ihre
Gäste  etwas  ganz  besonderes.  Drei
Wochen  lang  waren  die  Werke  im
Landratsamt  Böblingen  während  der
üblichen  Öffnungszeiten  für  alle  zu-
gänglich. Kunst kann Brücken bauen.

Bereits  zum  zweiten  Mal  lobte  das
Böblinger  „Kulturnetzwerk  blaues

Haus“ in Kooperation mit Caritas, Dia-
konie sowie den Landesverbänden der
Lebenshilfe  und  der  Menschen  mit
Körper-  und  Mehrfachbehinderung
einen  landesweiten  Kunstpreis  für
Menschen  mit  Behinderungen  aus.
Mehr  Infos  dazu  gibt  es  unter
http://www.kunstalsbruecke.de/

„Miteinander  in  der  Vielfalt“
bei der Landesgartenschau 
20. Juli 2014 in Schwäbisch Gmünd

Erneut  hieß  es  „Miteinander  in  der
Vielfalt“ bei einem gemeinsamen Akti-
onstag  der  LAG  SELBSTHILFE  und
dem  Sozialministerium  Baden-Würt-
temberg bei der Landesgartenschau in
Schwäbisch Gmünd. Bei  strahlendem
Sonnenschein  präsentierten  sich  die
Selbsthilfeverbände  bei  der  „Straße
der Selbsthilfe“ und bei Aktionen zum
Mitmachen. Selbstverständlich war un-
ser Landesverband mit einem eigenen
Infostand  dabei  –  Seite  an  Seite  mit
dem Körperbehindertenverein Ostwürt-
temberg  (Aalen).  Wer  wollte,  konnte
eine Testfahrt  durch das „Erdenreich“
mit  dem  Velo-Plus²-Rollstuhltranspor-
ter des KBVO erleben. Damit können
auch Rollstuhlfahrer  an Radausflügen
teilnehmen.  Mitglieder  können  das
Velo-Plus² ausleihen. 

„Alle inklusive?! Arbeit und Be-
schäftigung  von  Menschen  mit
schweren  und  mehrfachen  Be-
hinderungen“
23. September 2014 in Stuttgart

Schulzeit vorbei – und dann? Spätes-
tens gegen Ende der Schulzeit fragen
sich  Schüler  mit  und  ohne  Behinde-
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rung sowie deren Eltern, wie es beruf-
lich nach der Schule weitergeht. Über
100 Teilnehmer aus ganz Baden-Würt-
temberg nahmen an der gemeinsamen
Tagung des Landesverbandes und der
Akademie  der  Diözese  Rottenburg-
Stuttgart teil. AKTION MENSCH unter-
stützte die Tagung finanziell.

„Arbeit  ist  ein  Menschenrecht.  Es  ist
ein  Ausdruck  der  Menschenwürde“,
davon ist der ehemalige Betriebsseel-
sorger Paul Schobel überzeugt. „Arbeit
gehört zum Mensch-Sein.“ Schobel hat
in seiner langen Berufslaufbahn die Er-
fahrung gemacht, dass es schwer be-
hinderte Menschen besonders schwer
auf  dem  Arbeitsmarkt  haben.  Doch
jammern hilft nicht weiter. Schobel rief
die Anwesenden daher dazu auf, sich
über  ihre  Rechte  zu  informieren  und
diese  wahrzunehmen.  „Bleiben  Sie
nicht  allein  zuhause,  suchen  Sie  die
Vernetzung  innerhalb  eines  starken
Verbandes und wehren Sie sich!“. 

„Potenziale  nutzen!“  lautet  das  Motto
der  Industrie-  und  Handelskammern
(IHK).  Branko Schmidt-Bachaly stellte
ein  Modell  der  IHK Nordschwarzwald
vor,  wie  Inklusion  erfolgreich  umge-
setzt werden kann. In Kooperation mit
Unternehmen und Werkstätten für be-
hinderte  Menschen  werden  im  Nord-
schwarzwald  Menschen  mit  Behinde-
rungen gezielt für Arbeitsplätze in Un-
ternehmen  vorbereitet.  „Die  IHK  tritt
dabei  als  Vermittler  und  Drehscheibe
für Beratung und Information auf“,  so
Schmidt-Bachaly.  Er  räumt  ein,  dass
der  drohende  Fachkräftemangel  die
Unternehmen  erfinderisch  macht  und
die Bereitschaft erhöht, Menschen mit
Behinderungen verstärkt in den Unter-
nehmen einzugliedern.  In  Einzelfällen
wurden und werden auch „Arbeitsplät-
ze erfunden“. 

„Wir  brauchen  einen voraussetzungs-
losen Zugang zur Arbeit“, sagt Profes-
sor Dr. Karin Terfloth von der Pädago-
gischen  Hochschule  Heidelberg.  „Ar-
beit ist weder ein Gegenstand noch ein
Zustand, sondern vielmehr als ein Pro-
zess  greifbar.“  Im  Forschungsprojekt
„SITAS – Sinnvolle produktive Tätigkeit
für Menschen mit schwerer und mehr-
facher  Behinderung  zur  Partizipation
am sozialen und kulturellen Leben“ hat
sie  gemeinsam  mit  ihren  Kollegen
Wolfgang Lamers und Ines Prokop die
Arbeitssituation behinderter Menschen
in  Tagesförderstätten  untersucht.  In
vielen Tagesförderstätten bzw. Förder-
und  Betreuungsgruppen  wird  viel  zu
wenig Wert auf berufliche Bildung und
ein berufliches Arbeitsangebot  gelegt.
Vielfach  stehe  –  aus  verständlichen
Gründen  –  Pflege  und  Ernährung  im
Vordergrund. Terfloth zeigt an Beispie-
len auf, wie wichtig es auch für Men-
schen  mit  schweren  und  mehrfachen
Behinderungen  ist,  an  Arbeitsprozes-
sen beteiligt zu sein. Entschieden plä-
diert  sie  für  die  Abschaffung  der  ge-
setzlichen  Regelung,  die  Menschen
mit  schweren und mehrfachen Behin-
derungen  vom  Arbeitsleben  aus-
schließt.  Dies  stehe  in  krassem  Ge-
gensatz zu den Forderungen der UN-
Behindertenrechtskonvention.  Es  ist
ein  gesellschaftlicher  Auftrag,  die
Handlungskompetenz  der  Menschen
mit  schweren und mehrfachen Behin-
derungen zu ermitteln und ihnen eine
sinnstiftende Arbeit zu ermöglichen.

Freimütig erzählte Armin Bönisch aus
Schrozberg,  Vater  eines  behinderten
Sohnes  über  seine  Gedanken.  „Mein
Sohn wollte nicht in einer Werkstatt für
behinderte  Menschen  arbeiten.  Und
ich wollte Sicherheit für ihn. Ich wollte,
dass er kranken- und sozialversichert
ist,  später eine gute Altersversorgung
hat, damit meine Frau und ich beruhigt
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sterben  können.“  Fabian  Bönisch  hat
sich  durchgesetzt.  Er  arbeitet  inzwi-
schen in einem ganz normalen Unter-
nehmen  und  gehört  dort  selbstver-
ständlich dazu. „Ich bin ein Kollege wie
alle anderen auch!“ Das Unternehmen
hat einen Arbeitsplatz „erfunden“. Fabi-
an war ein Türöffner. Inzwischen wur-
den  weitere  Arbeitsplätze  für  Men-
schen  mit  schweren  Behinderungen
geschaffen.  „Es  geht!“  sagen  Vater
und Sohn übereinstimmend. 

„Wir brauchen Zeit und Geduld, dann
können  wir  eine  ganze Menge“,  sagt
Clarissa Knittel aus Reutlingen. Sie ar-
beitet  im Buchladen der LWV-Einglie-
derungshilfe.  Sie  bringt  es  auf  den
Punkt. „Ich fühle mich wohl. Ich habe
viele  Hilfsmittel,  die  extra  entwickelt
wurden und die mir das Arbeiten erst
ermöglichen.“  Arbeit  gibt  ihrem Alltag
eine Struktur. „Wir wollen unseren Ar-
beitsplatz  aussuchen  und  auch  mal
wechseln  können  wie  andere  auch“,
meinen Patrick Thurn und Peter Maier
aus Stuttgart. Im Unterschied zum all-
gemeinen Arbeitsmarkt  können Mitar-
beiter  von Werkstätten für  behinderte
Menschen  oder  von  Tagesförderstät-
ten nicht „einfach so“ ihren Arbeitgeber
wechseln. 

Die  ausführliche  Dokumentation  der
Fachtagung  gibt  es  seit  Herbst  2015
als  Broschüre  und  als  pdf-Datei  zum
download  unter  http://www.lv-koerper-
behinderte-
bw.de/pdf/Dokumentation_Arbeiten_W
EB.pdf

„Krafttankstelle  Elterntreffen
– gemeinsam stark sein“
Elterntreffen von körper- und mehr-
fachbehinderten Kindern

Alle inklusive – was bedeutet dies für
Kinder und Jugendliche mit  schweren
und  mehrrfachen  Behinderungen  und
deren Familien im Alltag? Die Sorge,
dass  ihre  Kinder  an  den  Rand  ge-
drängt  werden,  zur „nicht inkludierba-
ren Restgruppe“ zählen, treibt  die El-
tern  um.  Kinderkrippen,  Kindertages-
stätten und Schulen werden inklusiv –
doch  nur  selten  finden  Kinder  mit
schweren  Behinderungen  und hohem
Hilfebedarf dort einen Platz. Die Fami-
lien  geraten  an die  Grenze  ihrer  Be-
lastbarkeit.  Deshalb ist der Austausch
untereinander so wichtig. Bei den Tref-
fen im Jahr 2014 wurden weniger kon-
krete  Checklisten  ausformuliert,  son-
dern vielmehr persönliche Erfahrungen
ausgetauscht. Viele Teilnehmer berich-
teten, dass dieser Austausch für ihren
Alltag „Gold wert“ sei. Es ist das Ver-
ständnis untereinander, das den Erfolg
der  Treffen  ausmacht.  Inzwischen  ist
ein loses – aber aktives - Netzwerk der
Elternbeiräte  der  Schulen  für  Körper-
behinderte entstanden.  Elternselbsthil-
fe lebt vom Mitmachen. 

Der  Landesverband der Betriebskran-
kenkassen Baden-Württemberg (BKK)
unterstützte  die  Elterntreffen  im Rah-
men  der  gesundheitsbezogenen
Selbsthilfe. 
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Wohnstättenkonferenzen
Ziel  der  Wohnstättenkonferenzen  ist,
den  Erfahrungsaustausch  zwischen
den  Einrichtungsträgern  von  Wohn-
stätten für körper- und mehrfachbehin-
derte Menschen zu intensivieren – un-
abhängig von der Trägerschaft. Im Be-
richtsjahr  hat  der  Landesverband  zu
zwei Treffen eingeladen: Etwa 15 Ver-
treter von Wohnstätten nehmen durch-
schnittlich  an  den  Wohnstättenkonfe-
renzen teil.

III. Publikationen &
Öffentlichkeitsarbeit

Infomagazin „rolli-aktiv“

„Voll auf Touren
 - Wandern mit dem Rollstuhl“

In  unserer  Sommerausgabe  Nr.  34
freuten  wir  uns  über  zwei  Auszeich-
nungen,  die  unser  Projekt  „Wandern
mit dem Rollstuhl“ erhalten hat. So be-
kamen wir  den Landesinklusionspreis

als auch die Anerkennung als „Ort im
Land  der  Ideen“  im  bundesweiten
Wettbewerb  „Ausgezeichnete  Orte  im
Land der Ideen“, der in 2014 das Motto
„Innovationen  querfeldein  –  ländliche
Räume neu gedacht“ hatte. Wir berich-
teten ferner über unsere Kampagnen-
seite  www.ziel-barrierefreiheit.de,  mit
der wir für eine umfassende Barriere-
freiheit werben. Wir berichteten ferner
über  die  Städtetour  der  AKTION
MENSCH, die  Station machte in  Bad
Saulgau, da die Stadt als „barrierefreie
Gemeinde“  von  uns  ausgezeichnet
wurde. Ferner wurde das gemeinsame
Positionspapier  unseres  Landesver-
bandes  und  der  Landesapotheken-
kammer zur Barrierefreiheit vorgestellt.
„Fahrrad2go“  ist  ein  innovatives  Pro-
jekt in Waiblingen, bei dem technische
Neuerungen  zur  Beförderung  von
Fahrrädern und Rollstühlen im Bus in
der Praxis getestet werden soll. 

Neben den vielen Projekten zur Barrie-
refreiheit berichten wir ausführlich über
die geplanten Neuerungen im Bereich
Bildung.  So  kommentierten  wir  die
Eckpunkte für  ein inklusives Schulge-
setz und äußerten  die  Sorge,  ob  da-
durch ggf. den Sonderschulen die Ab-
schaffung durch die Hintertür drohe.

Wir berichteten über das neue Wohn-,
Teilhabe-  und  Pflegegesetz  (WTPG),
über eine gemeinsame Tagung mit an-
deren Verbänden und dem Landesbe-
hindertenbeauftragten  zum  Persönli-
chen Budget sowie über unsere gefor-
derten Korrekturen beim Rundfunkbei-
trag für Menschen mit Behinderungen. 
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„Landesverband fordert Miteinander
von  Barrierefreiheit  und  Denkmal-
schutz“

In  unserer  Winterausgabe Nr.  35  be-
richteten wir über ein altes – und doch
immer  wieder  neues  –  Streitthema:
Barrierefreiheit  trifft  Denkmalschutz.
Die Forderungen „umfassende Barrie-
refreiheit“  und  „möglichst  orginalge-
treues  Erhalten  des  zu  schützenden
Kulturgutes“  müssen  zusammenkom-
men – und dafür  setzen wir  uns ein.
Unter der Überschrift „Lasst uns einen
Arbeitsplatz  erfinden!“  berichteten  wir
über  unsere  Fachtagung.  Wir  infor-
mierten über die Unterschriftensamm-
lung für den Erhalt der Sonderschulen
als  Angebotsschulen  in  einer  inklusi-
ven  Schullandschaft  und  berichteten
über  die  Schwierigkeiten  bei  der  No-
tengebung im Unterrichtsfach „Sport“.
Weitere Themen waren Neuerungen in
der Pflegeversicherung, bei der Grund-
sicherung  und  in  der  Landesbauord-
nung,  die  Öffentlichkeitskampagne
„DUICHWIR“ des Landes, Jubiläen so-
wie über den Umzug des Landesver-
bandes.

Newsletter
Über die Internetseite des Landesver-
bandes kann  der  lvkm-newsletter  be-
bzw.  abbestellt  werden.  Er  erscheint
jeden Freitag. Im Berichtsjahr wurden
insgesamt 45 Ausgaben an rund 900
direkte  Abonnenten  versandt.  Viele
Abonnenten leiten den lvkm-newsletter
an  interne  Verteiler  (z.B.  Kollegen  /
Mitarbeiter der Einrichtungen und Be-
hörden,  Elternvertreter  an  Schulen,
Vereinsmitglieder)  weiter.  Der  lvkm-
newsletter  richtet  sich  an  Menschen
mit  Behinderung und  deren Familien,
Verantwortliche  in  Mitgliedsorganisa-
tionen,  Partner  in  Politik,  Verwaltung
und Verbände. 

Die Themen, über die wir berichteten,
sind so bunt wie das Leben mit Behin-
derung. In über 200 Artikeln informier-
ten wir kurz und knapp über Vorhaben
der  Politik,  Urteile,  Hilfsmittel,  Veran-
staltungen.  Die  bunte  Mischung  der
Themen sorgt dafür, dass alle Leser im
Laufe  des  Jahres  interessante  Infor-
mationen erhalten, die sie für ihren All-
tag verwenden können. 

LVKM zum Anklicken
www.lv-koerperbehinderte-bw.de
Fast 80 Prozent der Bevölkerung sind
laut ARD/ZDF-Online-Studie 2014 onli-
ne.  Sie  nutzen  das  Internet  häufiger
und vielfältiger.  Das Internet  wird  un-
terwegs  mobil  genutzt  und  stationär
zuhause oder bei der Arbeit. Daher ist
eine aktuelle und informative Präsenz
im  Internet  auch  für  den  Landesver-
band unerlässlich. Im Berichtsjahr hat
der Landesverband daher seine Inter-
netauftritte konsequent erweitert.
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Unsere Statistik 2014:

Durchschnittlich  wurden  monatlich
25.382 Seitenabrufe (Vorjahr: 25.083)
registriert,  im  Berichtsjahr  insgesamt
304.588  Seitenabrufe  (Vorjahr:
301.005).  Dies  entspricht  einer  tägli-
chen  Besucherzahl  von  durchschnitt-
lich 834 (Vorjahr: 825). Im Berichtsjahr
2014 wurden insgesamt 112.640 Ses-
sions (Vorjahr: 88.666) gezählt. Im Mo-
nat 9.386 (Vorjahr: 7.388) und am Tag
309 (Vorjahr: 243). 

www.kochen-kann-ich-auch.de

Die Internetseite informiert über das –
abgeschlossene - Projekt „Auf eigenen
Füßen  stehen“.  Die  Rezepte  stehen
zum download zur Verfügung.

www.rollstuhlwandern-in-bw.de

Seit  2011 ist  die  Seite  www.rollstuhl-
wandern-in-bw.de mit  vielen  Touren-
tipps für Wanderungen mit  dem Roll-
stuhl in Baden-Württemberg online. 

Der  Landesverband  wurde  für  dieses
Projekt mit dem Landesinklusionspreis
Baden-Württemberg 2014 ausgezeich-
net und wurde zudem ein „anerkannter
Ort im Land der Ideen 2014 / 2015“. 

www.ziel-barrierefreiheit.de 

Seit  Jahrzehnten  engagiert  sich  der
Landesverband  für  eine  umfassende
Barrierefreiheit.  Der  Europäische Pro-
testtag  zur  Gleichstellung  von  Men-
schen  mit  Behinderungen  am 5.  Mai
bot die Chance, mit Unterstützung der
AKTION MENSCH die Kampagnensei-
te  www.ziel-barrierefreiheit.de im  re-
sponsiven  Design  zu  gestalten.  Prä-
sentiert  werden  insgesamt  vierzehn
konkrete  Handlungsfelder  zur  konse-
quenten  Umsetzung  von  Barrierefrei-
heit.  Es geht um Einkaufen, Sprache,
Nahverkehr, Fluchtwege, Schwimmen,
Gärtnern,  Essen & Trinken,  Toiletten,
gemeinsames Spielen und mehr. 

Facebook

Seit  2012  ist  der  Landesverband  mit
zwei  Profilen  auf  facebook  vertreten.
Mit  der  Themenseite  zum  Wandern
www.facebook.com/rolliwandern sowie
www.facebook.com/lvkmbw für  den
Landesverband allgemein. 
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Um die Vorgaben des Datenschutzes
zu  erfüllen,  ist  die  Facebookseite  für
alle  Internetnutzer  sichtbar,  aber  nur
diejenigen,  die  ein  eigenes  Profil  auf
facebook haben – also dort selbst an-
gemeldet sind – können die Seite inter-
aktiv nutzen. 

Die Nutzung sozialer Netzwerke ist im
Alltag für viele selbstverständlich. Der
Landesverband  nutzt  Facebook,  um
über  aktuelle  Projekte  zu  informieren
und mit den Nutzern ins Gespräch zu
kommen. Zum Jahresende 2014 hatte
die LVKM-Seite 273 Fans und die Sei-
te  Rollststuhlwandern  100  Fans.  Die
wöchentliche Reichweite schwankt und
ist stark abhängig von den Beiträgen,
die gepostet werden. Festzustellen ist,
dass  der  Landesverband  über  Face-
book seinen Bekanntheitsgrad steigern
kann  und  auch  viele  Nicht-Mitglieder
auf diesem Wege erreicht.

Videoplattform YouTube

Seit  August  2013  unterhält  der  Lan-
desverband  einen  eigenen  Kanal  auf
der Videoplattform YouTube. Zu sehen
sind hier einzelne Beiträge aus Veran-
staltungen. Eine intensive Nutzung die-
ses  Ausspielweges  erfolgte  bislang
aufgrund  der  knappen  Ressourcen
noch nicht. Das Videoangebot gibt es
unter  https://www.youtube.com/chan-
nel/UCtUkzc4GyQqnH99gETdzlFw

IV.  Inhaltliche  Schwer-
punkte

Teilhabe und Selbstbestimmung
Umsetzung der UN-BRK 

Seit  26.  März  2009  ist  das  Überein-
kommen der Vereinten Nationen über
die Rechte von Menschen mit  Behin-
derungen (UN-BRK) in Deutschland in
Kraft.  Entscheidungen  müssen  sich
daran messen lassen, wie sie sich im
Alltag auf Menschen mit  Behinderung
auswirken („disability mainstreaming“).
Die  Leitlinien  heißen  dabei  volle  und
uneingeschränkte  Teilhabe (=  Inklusi-
on),  Nicht-Diskriminierung  und  Zu-
gänglichkeit (im Sinne einer umfassen-
den Barrierefreiheit). 

Unser Landesverband hat seine inhalt-
liche Arbeit konsequent an den Zielen
der  UN-Konvention  über  die  Rechte
von  Menschen  mit  Behinderung  aus-
gerichtet. Im Einzelnen:
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Landesaktionsplan BW zur Um-
setzung der UN-BRK
Die Ergebnisse eines groß angelegten
Beteiligungsprozesses  wurden  in  ei-
nem  Abschlussbericht  zusammenge-
fasst  und  am  28.  Januar  2014  dem
Landesbehindertenbeirat  vorgestellt
und im Anschluss mit den Beschluss-
empfehlungen  des  Landesbehinder-
tenbeirates  an  die  Landesregierung
weitergeleitet.  Der  Landesverband  –
und andere im Landesbehindertenbei-
rat  vertretenenen  Organisationen  -
nutzten die Gelegenheit, die Ergebnis-
se aus verbandlicher Sicht zu bewer-
ten und zu ergänzen. 

Inklusion  kann  nur  gemeinsam gelin-
gen.  Eine  frühzeitige  Beteiligung  der
Betroffenen  als  „Experten  in  eigener
Sache“ sowie eine umfassende Barri-
refreiheit  sind  aus Sicht  des Landes-
verbandes Faktoren für eine gelingen-
de Inklusion. Ausführlich ging der Lan-
desverband  in  seiner  Stellungnahme
auf die vorgeschlagenen Maßnahmen
in  den  Handlungsfeldern  „Erziehung
Bildung“, „Arbeit“, „Wohnen“, „Gesund-
heit“ sowie „Kultur, Freizeit, Sport und
Erholung“ ein. 

Die Landesregierung hat – wie im Zeit-
plan  vorgesehen  -  im  Sommer  2015
den Landesaktionsplan zur Umsetzung
der UN-BRK vorgestellt.

Der  Landesverband  hat  die  Telefon-
nummer des Hilfetelefons auf der Inter-
netseite  verlinkt,  um  auch  auf  diese
Weise Betroffenen einen kurzen Weg
zur Hilfe geben zu können. 

Der  Landesverband  beteiligt  sich  zu-
dem an Gesprächsrunden und Veran-
staltungen, die das Ziel haben, Kinder,
Jugendliche und Frauen mit Behinde-

rung  vor  (sexualisierter)  Gewalt  zu
schützen. So hat sich der Landesver-
band bei  einer Fachveranstaltung am
23. April 2013 in Stuttgart beteiligt.

Änderung des Landesbehinder-
tengleichstellungsgesetzes BW
Ziel der Neufassung des Landesbehin-
dertengleichstellungsgesetzes  ist,  die
Rahmenbedingungen  für  eine  erfol-
greidche Inklusion  von Menschen mit
Behinderungen zu verbessern. Dieses
Ziel hat die grün-rote Landesregierung
im  Koalitionsvertrag  verankert.  Aus
Sicht  der  Landesregierung  ging  das
seit  3.  Mai  2005 geltende Landesbe-
hindertengleichstellungsgesetz  nicht
weit genug.

Im März 2014 hat das Sozialministeri-
um Baden-Württemberg Eckpunkte für
ein neues Gesetz vorgelegt. Wesentli-
che  Neuerung  war  die  geplante  ver-
pflichtende Einrichtung von hauptamtli-
chen  Behindertenbeauftragten  in  den
Stadt- und Landkreisen, um so die In-
teressensvertretung der Menschen mit
Behinderung  vor  Ort  zu  stärken  und
die Umsetzung der UN-BRK voranzu-
bringen. Das Land erkannte das sog.
„Konnexitätsprinzip“  an  und  erklärte,
den  Stadt-  und  Landkreisen einen  fi-
nanziellen  Ausgleich  zu  zahlen.  Das
Land rechnete hierfür mit Gesamtkos-
ten  von  rund  2,8  Millonen  Euro.  Der
Landesverband  nahm  ausführlich  zu
den Eckpunkten Stellung.

Im Juli 2014 legte die Landesregierung
den  endgültigen  Gesetzentwurf  vor.
Dabei geschah etwas Ungewöhliches.
Der  vom  Sozialministerium  federfüh-
rend aufgestellte – und mit den ande-
ren  Landesministerien  abgestimmte  -
Gesetzentwurf  wurde  nach  der  Inter-
vention  des  Staatsministeriums  von
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der  Tagesordnung  der  Kabinettssit-
zung abgesetzt. Grund hierfür war die
Verpflichtung, hauptamtliche Behinder-
tenbeauftragte in den Stadt- und Land-
kreisen  bestellen  zu  müssen.  Dieser
ungewöhnliche  Vorgang  führte  dazu,
dass der Chef des Staatsministeriums,
Staatssekretär  Klaus-Peter  Murawski,
sämtliche Selbsthilfeverbände auf Lan-
desebene – auch uns – anrief, um den
Vorgang  zu  erklären  und  zu  versi-
chern,  dass  die  Landesregierung  un-
eingeschränkt  zu  einer  Novellierung
des Landesbehindertengleichstellungs-
gesetzes  stehe.  Auf  Drängen  des
Staatsministeriums wurde die vorgese-
hene Verpflichtung zur Bestellung von
hauptamtlichen  Behindertenbeauftrag-
ten  abgewandelt  in  die  Verpflichtung,
in den Stadt- und Landkreisen Behin-
dertenbeauftragte  im  Haupt-  oder  im
Ehrenamt zu bestellen. „Auslöser“ die-
ser Debatte war die Landeshauptstadt
Stuttgart, die sich für die ehrenamtliche
Lösung stark machte. 

Der  Landesverband  nahm  schriftlich
ausführlich Stellung und forderte weite-
re Verbesserungen bei der Herstellung
der Barrierefreiheit, die frühzeitige und
umfassende Beteiligung der Behinder-
tenbeauftragten und der  Behinderten-
beiräte  bei  allen  Gesetzgebungsver-
fahren (und nicht nur „soweit die spezi-
fischen Belange der Menschen mit Be-
hinderungen  betroffen  sind“),  die  Er-
weiterung  des  Verbandsklagerechts
von der reinen Feststellungsklage auf
eine Verpflichtungsklage sowie die Er-
weiterung um Regelungen zu Zielver-
einbarungen  entsprechend  der  bun-
desgesetzlichen Möglichkeiten. 

Unter dem Motto „Teilhabe – jetzt! Das
L-BGG  aus  der  Sicht  von  Menschen
mit Körper- und Mehrfachbehinderung
und ihren Familien“ nahm der Landes-
verband in  der  öffentlichen Anhörung

im Sozialausschuss des Landtags von
Baden-Württemberg am 20. November
2014 mündlich Stellung. Ein paar An-
regungen  wurden  in  den  Gesetzent-
wurf noch aufgenommen. Der Landtag
hat am 17. Dezember 2014 das neue
Landesbehindertengleichstellungsge-
setz beschlossen. Es trat am 1. Januar
2015 in kraft. 

Artikel 9 VN-BRK: Zugänglichkeit

„Schon viel erreicht.
Noch viel mehr vor.“ 
Die  durchgängige  Barrierefreiheit  ist
unabdingbare  Voraussetzung  für  die
Teilhabe  mobilitätseingeschränkter
Menschen  am  Leben  in  der  Gesell-
schaft.  Deshalb  engagiert  sich  unser
Landesverband seit  vielen  Jahren für
ein „Leben ohne Barrieren“. Mit Unter-
stützung der AKTION MENSCH stellte
der Landesverband zum Europäischen
Protesttag zur Gleichstellung von Men-
schen  mit  Behinderungen  am 5.  Mai
eine Postkartenserie mit insgesamt 14
Motiven zur Barrierefreiheit vor. 

Im Einzelnen:
 „Jede Barriere ist eine zu viel!“
 „Barrierefrei zum Arzt?!“
 „Ohne  Lautsprache  reden  –  

barrierefrei!“
 „Barrierefreie Toiletten für alle“
 „Schwimmen  –  barrierefrei  für

alle!“
 „Barrierefrei  durch  den

(Groß-)Stadtdschungel“
 „Barrierefrei unterwegs“
 „Barrierefrei Einkaufen?!“
 „Lust auf Genuss und Einkehr - 

barrierefrei?“
 „Barrierefrei mobil – Parkplätze“
 „Barrierefrei Gärtnern“
 „Barrierefreie Rettungswege für

alle“
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 „...  nur  eine  kleine  Stufe  –  
barrierefrei?!“

 „Spielen – barrierefrei für alle“

Alle  Postkartenmotive  mit  Erläuterun-
gen  zur  Barrierefreiheit  finden  sich
auch  online  auf  der  Kampagnenseite
www.ziel-barrierefreiheit.de 

Ausgezeichnet: 
Wandern  mit  dem  Rollstuhl  in
Baden-Württemberg
Das  Projekt  „Wandern  mit  dem Roll-
stuhl in Baden-Württemberg“ wurde in
2014 zweimal ausgezeichnet.

Erstmals wurde ein Landesinklusions-
preis  Baden-Württemberg  ausgelobt.
Aus  insgesamt  251  eingegangenen
Bewerbungen in vier Kategorien wähl-
te eine Jury 38 Projekte aus – und das
Projekt  „Wandern  mit  dem  Rollstuhl“
war  dabei!  In  der  Kategorie  „Freizeit,
Kultur  und  Sport“  erhielt  das  Projekt
einen mit  1.000 Euro  dotierten  Aner-
kennungspreis.  Das  Preisgeld  wurde
verwendet, um die Internetseite in ein
responsives Design umzubauen.

„Innovationen querfeldein – Ländliche
Räume neu gedacht“ lautete das Motto
des bundesweiten Wettbewerbs „Land
der Ideen 2014 /  2015“ bei  dem sich
über 1.000 Projekte beworben hatten.
100 Preisträger wurden ausgesucht –
und der Landesverband war  mit  dem
Projekt  „Wandern  mit  dem  Rollstuhl“
dabei!  Im  November  2014  fand  die
bundesweite  Preisverleihung  in  den
Räumen des Sponsors Deutsche Bank
in  Frankfurt  am Main  statt  –  und  im
März  2015  folgte  die  Preisverleihung
vor Ort in Stuttgart.

Gemeinsames  Positionspapier:
Flächendeckende  Versorgung
mit Arzneimitteln sicherstellen
Apotheken stellen die ordnungsgemä-
ße  Arzneimittelversorgung  der  Bevöl-
kerung  sicher.  Flächendeckend,  rum
um die Uhr, 365 Tage im Jahr. In ei-
nem gemeinsamen Positionspapier der
Landesapothekenkammer und unseres
Landesverbandes  wurden  Positionen
zur Barrierefreiheit der Apotheken for-
muliert. Sofern sich eine bauliche Bar-
rierefreiheit  im  begründeten  Einzelfall
nicht herstellen lässt, kann Barrierefrei-
heit  auch  organisatorisch  hergestellt
werden. Entscheidend ist, dass mobilil-
tätseingeschränkte  Menschen  ord-
nungsgemäß  mit  Arzneimitteln  ver-
sorgt werden können.

Zielvereinbarung  über  barrie-
refreie  Dienstleistungen  mit
dem Sparkassenverband Baden-
Württemberg
Bei  einer  Informationsveranstaltung
„Barrierefreie  Dienstleistungen“  am  
7. April 2014 in der neuen (barrierefrei-
en)  Sparkassenakademie  Stuttgart
wurden  die  Vertreter  der  Sparkassen
über  die  Zielvereinbarung  informiert
und konnten in dem von den Selbsthil-
feverbänden  organisierten  Praxis-
Check vorhandene kleine und großen
Barrieren  im  Alltag  hautnah  erleben.
Die  Arbeitsgruppe  –  bestehend  aus
Vertretern  der  Selbsthilfeverbänden
und  des Sparkassenverbandes  –  tra-
fen  sich  im  Berichtsjahr  regelmäßig
zum Austausch.
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Der  baden-württembergische  Genos-
senschaftsverband  (Dachverband  der
Volks-  und  Raiffeisenbanken)  lehnt
den Abschluss einer  Zielvereinbarung
nach dem Vorbild der Sparkassen ab.

Änderung  der  Landesbauord-
nung  (LBO)  sowie  Einführung
der  Planungsgrundlage  DIN
18040
Im Berichtsjahr  wurde  ausführlich  die
Änderung der  Landesbauordnung  so-
wie  die  verbindliche  Einführung  der
Planungsgrundlage  DIN  18040  bera-
ten. Der Landtag von Baden-Württem-
berg hat  am 11.  November 2014 die
LBO-Änderung beschlossen. Diese trat
zum 1. März 2015 in Kraft.

Parallel dazu wurden die DIN 18040 in
die Liste der Technischen Baubestim-
mungen  aufgenommen  und  am  17.
Dezember  2014  im  Gemeinsamen
Amtsblatt veröffentlicht. 

Beteiligungen an Planungen
Seit 1. Januar 2011 hat das Landesge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz
(LGVFG) das Bundesgesetz abgelöst.
§ 3 Ziffer 1 d LGVFG schreibt sowohl
die Berücksichtigung der Belange von
Menschen mit Behinderungen und mit
Mobilitätseinschränkungen  verbindlich
vor als auch die Pflicht zur Anhörung.

Im Berichtsjahr 2014 war der Landes-
verband bei  vielfältigen Projekten be-
teiligt.  Zudem besteht eine auf Dauer
angelegte  Zusammenarbeit  mit  dem
Deutschen  Jugendherbergswerk  Lan-
desverband  Baden-Württemberg  zur
Herstellung von Barrierefreiheit der Ju-
gendherbergen. Außerdem fragen vie-

le Planverfasser, öffentliche und priva-
te Bauherren beim Landesverband an,
wie  Barrierefreiheit  im  Einzelfall  gut
umgesetzt werden kann.

Barrierefreiheit  /  Inklusion
und Denkmalschutz?!
Die  meisten  Kulturdenkmale  sind  für
Menschen  im Rollstuhl  nicht  zugäng-
lich. Dies muss sich nach Auffassung
unseres Landesverbandes ändern. Im
November 2014 hat der  Landtag von
Baden-Württemberg  eine  Änderung
des  Landesdenkmalschutzes  be-
schlossen – ohne Aussagen zur Bar-
rierefreiheit. Unser Landesverband hat
daher  kurzfristig  vorgeschlagen,  dem
Vorbild  des  Freistaates  Sachsen  zu
folgen und neu in  das Gesetz aufzu-
nehmen: „Die Belange von Menschen
mit Behinderungen oder mit Mobilitäts-
einschränkkungen sind zu berücksicht-
rigen.“  Mit  dieser  Initiative  kam  der
Landesverband zu  spät,  doch konnte
er einen Achtungserfolg  erzielen. Der
zuständige  Ausschuss  für  Finanzen
und Wirtschaft beschloss „die Landes-
regierung zu ersuchen, die Umsetzung
von  Artikel  30  des  Übereinkommens
der Vereinten Nationen über die Rech-
te  von  Menschen  mit  Behinderungen
auch  im  Rahmen  der  Denkmalpflege
besondere  Beachtung  zu  schenken
und dem Landtag vor der Sommerpau-
se 2015 über die Bemühungen zu be-
richten.“
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Artikel 20 VN-BRK

Mobilität

Projekt „Fahrrad2go“
Im Rems-Murr-Kreis wurde das Projekt
„Fahrrad2go“ entwickelt. Neu daran ist
die  mögliche  Mitnahme  von  Fahrrä-
dern im Bus. Damit kann im Einzelfall
ein Nutzerkonflikt „Rollstuhl – Fahrrad
–  Kinderwagen“  entstehen.  Deshalb
wurde  bei  einem  Fachgespräch  in
Waiblingen mit allen Beteiligten ausge-
lotet,  wie  dieser  etwaige Konflikt  ent-
schärft  werden  kann.  Vertreter  des
Landesverbandes waren dabei als „Ex-
perten in eigener Sache“ im Einsatz. 

Fahrrad und Rolli im Bus

Fahrgastbeirat 
Baden-Württemberg
Der Fahrgastbeirat ist die Stimme der
Bahnfahrer für den vom Land Baden-
Württemberg  bestellten  Schienenper-
sonennahverkehr  (SPNV).  Als  Vertre-
ter körperbehinderter Menschen wurde
Willi Rudolf aus Mössingen berufen so-
wie  als  dessen  Verhinderungstellver-
treterin die  Geschäftsführerin unseres
Landesverbandes, Jutta Pagel-Steidl.

Artikel 19, 22, 23 VN-BRK

Unabhängige  Lebensführung,
Familie, Privatsphäre, Wohnen

„Wohnen heißt zuhause sein!“
Bereits im Sommer 2013 gab der Lan-
desverband  eine  schriftliche  Stellung-
nahme zum Entwurf des „Wohn-, Teil-
habe-  und  Pflegegesetzes“  ab.  Aus
Sicht der Verbände hat der Gesetzent-
wurf  der  Landesregierung  mehr  Fra-
gen  als  Antworten  aufgeworfen.  Der
ursprüngliche  Zeitplan  der  Landesre-
gierung konnte dadurch nicht eingehal-
ten  werden.  So  musste  die  für  den
Herbst 2013 geplante Anhörung im So-
zialausschuss  des  Landtags  auf  das
Frühjahr  2014  verschoben  werden.
Der  Landesverband  war  eingeladen,
am 3.  April  2014 im Sozialausschus-
ses des Landtags ein Statement abzu-
geben.  Dabei  wurde  erneut  auf  den
„Webfehler“  -  die  schwierige  Zuord-
nung der Menschen mit Behinderung,
Pflege-  und  Unterstützungsbedarf  in
die vom Gesetzgeber gefundenen Kri-
terien zur Abgrenzung von Einrichtun-
gen der „Altenhilfe“ und der „Behinder-
tenhilfe“  -  verwiesen.  Das  Gesetz  ist
inzwischen – mit geringfügigen Ände-
rungen – in Kraft. 

Bundesteilhabegesetz
Die angekündigte Reform der Einglie-
derungshilfe in einem neuen Bundes-
teilhabegesetz zählt auf Bundesebene
zu den größten Herausforderungen in
der Sozialpolitik. Die Bundesregierung
hat  ein  neues  Bundesteilhabegesetz
für 2017 angekündigt und will dieses in
einem  groß  angelegten  Beteiligungs-
prozess auf den Weg bringen. Das So-
zialministerium  Baden-Württemberg
hat deshalb die Verbände und Institu-
tionen,  die  auf  Bundesebene beteiligt
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sind,  zur  Mitarbeit  in  einer  begleiten-
den  Arbeitsgruppe  Baden-Württem-
berg  eingeladen.  Die  Arbeitsplanung
orientiert sich an den auf der Bundes-
ebene vereinbarten Themen und Ter-
mine.  Der  Landesverband  wird  durch
seine Geschäftsführerin in der beglei-
tenden Arbeitsgruppe Baden-Württem-
berg vertreten. 

Artikel 24 VN-BRK Bildung

6.484  Unterschriften  für  den
Erhalt von Sonderschulen!
Eine Abschaffung von Sonderschulen
im Zuge der Inklusion kommt für viele
Eltern von Kindern mit  schweren Be-
hinderungen  nicht  in  Frage.  Sie  for-
dern,  in  einer  inklusiven  Schulland-
schaft  die  Sonderschulen  als  Ange-
botsschulen mit  voller  Ausstattung zu
erhalten. Elternbeiräte von neun Son-
derschulen  für  Körperbehinderte  ha-
ben  daher  eine  landesweite  Unter-
schriftenaktion  gestartet.  Insgesamt
kamen  6.484  Unterschriften  zusam-
men. Die Elternbeiräte haben diese zu-
sammen mit Vertretern des Landesver-
bandes  im  Oktober  2014  dem  bil-
dungspolitischen  Sprecher  der  SPD-
Landtagsfraktion, Dr. Stefan Fulst-Blei,
überreicht. Dieser sagte den Eltern ein
vertiefendes Gespräch im Vorfeld der
geplanten  Schulgesetzänderung  zur
Inklusion zu. Das zugesagte Gespräch
fand Anfang 2015 statt.

Die Forderungen im Einzelnen:

 Die  Sonderschulen  als  Ange-
botsschulen  mit  voller  Ausstat-
tung erhalten.

 Erhalt  der  vollständigen  und
fachlichen  Ausbildung  für  Son-
derpädagogen.

 Ein echtes Wahlrecht für Eltern
und  Kinder,  ob  Sonderschule
oder  Regelschule  gewünscht
wird.

 Differenzierte  Schulausbildung
nach  persönlichem  Bildungs-
plan für Kinder mit Förderbedarf
und  daneben  zielorientierte
Schulbildung für Kinder an wei-
terbildenden Schulen.

 Vorbereitung  der  Kinder  auch
auf das Leben nach der Schule.

Schüler  mit  Behinderung  im
Sportunterricht
Im  Berichtsjahr  2014  wurde  erstmals
die  Benotung  der  Leistungen  der
Schüler  mit  Körperbehinderung  im
Sportunterricht ausgesetzt.  Die Schul-
verwaltung  teilte  mit,  dass  ein  Nach-
teilsausgleich – z.B. in Form von Alter-
nativaufgaben – nicht zulässig sei. Die-
se Entscheidung traf bei Schülern, El-
tern  und  Lehrern  auf  Unverständnis.
Besonders betroffen waren Schüler mit
Behinderung  in  der  Oberstufe  des
Gymnasiumszuges  der  Stephen-
Hawking-Schule  Neckargmünd.  Eine
öffentliche  Beratung  im  Schulaus-
schuss des Landtags brachte kein Er-
gebnis.  Kultusminister  Stoch  erklärte,
dass das Thema grundsätzlich in der
Kultusministerkonferenz  beraten  und
entschieden werden solle. 

Schulbegleiter  –  Entwicklung
eines  interdisziplinären  Curri-
culums als Beitrag zur Inklusion
Die  Klinik  für  Kinder-  und  Jugend-
psychiatrie  /  Psychotherapie  der  Uni-
versität Ulm hat den Zuschlag für das
Projekt  „Schulbegleiter“  erhalten,  das
von  der  Baden-Württemberg  Stiftung.
Ziel  des Projektes ist es, ein Curricu-
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lum für Schulbegleiter zu formulieren.
Für  die  Laufzeit  des  Projektes wurde
ein  Praxisbeirat  berufen,  in  dem  der
Landesverband  durch  seine  Ge-
schäftsführerin vertreten ist.

Artikel 26 VN-BRK

Gesundheit

Zahngesundheit  bei  Menschen
mit Behinderungen
Mund- und Zahngesundheit ist gerade
für  Menschen  mit  Behinderung  ein
wichtiges – aber oft vernachlässigtes –
Thema. In 2014 stand die Mund- und
Zahngesundheit  behinderter  Men-
schen im Mittelpunkt des Weltzahnärz-
tekongresses in Berlin. Unser Landes-
verband  war  eingeladen,  im  Begleit-
programm des Kongresses Einblicke in
die  Lebenswelten  von  Menschen  mit
Behinderungen zu geben. Dabei konn-
ten einige Kontakte geknüpft  werden.
Beeindruckend war  der  Besuch  einer
Fachausstellung  zur  entsprechenden
Ausstattung von Zahnarztpraxen. 

Patientenbeteiligung nach 
§ 140 f SGB V
Auf der Grundlage der §§ 140 f und g
SGB V wurde am 19. Dezember 2003
die  Rechtsverordnung zur  Beteiligung
von Patientinnen und Patienten in der
Gesetzlichen  Krankenversicherung
vom  Bundesrat  verabschiedet.  Darin
werden Kriterien für die zur Vertretung
von Patientinnen und Patienten im Ge-
sundheitswesen  legitimierten  Organi-
sationen definiert und eine Liste dieser
maßgeblichen  Organisationen  (u.  a.
alle im Deutschen Behindertenrat ver-
tretenen Organisationen) benannt. Die-
se Organisationen haben den Auftrag

erhalten,  sachkundige  Personen  zur
Wahrnehmung der in § 140 f SGB V
genannten  Mitberatungsrechte  ein-
vernehmlich zu benennen. Der Benen-
nung liegen Kriterien zugrunde wie Un-
abhängigkeit und Transparenz der ent-
sendenden Organisation und der sach-
kundigen Personen.  Durch Beschluss
des  Vorstandes  am  22.  September
2004  erklärt  der  Landesverband,  die
„Leitsätze der BAG H für die Zusam-
menarbeit mit Wirtschaftsunternehmen
im  Gesundheitswesen  insbesondere
mit  Unternehmen  der  phar-
mazeutischen  Industrie“  zu  überneh-
men. 

Die  Patientenbeteiligung  in  Form  der
Mitberatung ist gesetzlich verankert bei
sog.  Ermächtigungsanträgen  (Kran-
kenhausärzte, Einrichtungen) und Son-
derbedarfsfragen  (Spezialisten,
Schwerpunktpraxen). Der Bedarf muss
vorab festgestellt sein. 

Vorstandsmitglied  Armin  Bönisch
nimmt als sachkundige Person für un-
seren  Landesverband  die  Aufgaben
der Patientenvertretung im Bereich der
Kassenärztlichen  Vereinigung  Nord-
württemberg wahr.

Artikel 29, 30 VN-BRK

Recht  auf  Teilhabe  am  polit-
schen  und  öffentlichen  Leben,
Freizeit, Kultur und Sport

„Gemeinsam sind wir bunt.“
Engagementstrategie
Baden-Württemberg
Der  Landesverband arbeitete  intensiv
am Handlungsfeld „Inklusion und Teil-
habe  von  Menschen  mit  Behinderun-
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gen“ im Rahmen der Engamentstrate-
gie  Baden-Württemberg  mit.  Die  Er-
gebnisse  des  Beteiligungsprozesses
und deren Bewertung wurden in einer
Dokumentation  „Engagementstrategie
Baden-Württemberg  –  Lebensräume
zu „Engagement-Räumen“ entwickeln“
zusammengefasst und bei der Auftakt-
veranstaltung mit über 300 Gästen un-
ter  dem  Motto  „Gemeinsam  sind  wir
bunt“ im Juni 2014 in Stuttgart (zusam-
men mit dem dazugehörenden Förder-
programm) vorgestellt. Ziel ist es u.a.,
neue Ehrenamtliche zu finden.

Die  Engagementstrategie  sowie  eine
Kurzfassung  in  Leichter  Sprache ste-
hen  unter  www.sozialministerium-bw.de
als download zur Verfügung.

Medienpolitik: 
Landesverband fordert Korrek-
tur des Rundfunkbeitrages
Für  viele  Menschen  mit  Behinderun-
gen brachte die Reform der Rundfunk-
finanzierung zum 1. Januar 2013 eine
finanzielle  Verschlechterung.  Bis  zum
31. Dezember 2012 waren Menschen
mit Behinderungen, denen im Schwer-
behindertenausweis das Merkmal „RF“
(= „Personen, die wegen ihres Leidens
an  öffentlichen  Veranstaltungen  stän-
dig  nicht  teilnehmen  können“)  zuer-
kannt,  von  der  Rundfunkgebühren-
pflicht  befreit.  Dieser  Nachteilsaus-
gleich wurde mit Einführung des Rund-
funkbeitrages  –  bis  auf  sehr  wenige
Ausnahmen  –  aufgehoben.Der  Ge-
setzgeber  hat  diesen Schritt  mit  dem
Hinweis auf die Rechtssprechung des
Bundessozialgerichtes (Urteil  vom 28.
Juni 2000, B9 SB 2/00 R) begründet.
Ein  Jahr  nach  Einführung  des Rund-
funkbeitrages forderte der Landesver-
band  eine  gezielte  Korrektur  des
Rundfunkbeitrages  zum  Wohle  der

Menschen  mit  Behinderungen.  Aus
Sicht  des  Landesverbandes  müssten
deutliche  Anstrengungen  unternom-
men werden, das gesamte Programm
der  öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten barrierefrei zu gestalten.

Der  Landesverband  lehnte  die  in  die
medienpolitische  Diskussion  einge-
brachte  Senkung  des  allgemeinen
Rundfunkbeitrages um 73 Cent ab.

Die aussführliche Stellungnahme des 
Landesverbandes ist abrufbar unter 
http://www.lv-koerperbehinderte-
bw.de/pdf/lvkm-rundfunkbeitrag-2014.pdf

V. Außenvertretungen, 
Gremien, Mitgliedschaften

Der  Landesverband  arbeitet  in  einer
Reihe von Gremien mit, um die Anlie-
gen  von  körper-  und  mehrfachbehin-
derten Menschen zu vertreten:

Bundesverband für körper- und 
mehrfachbehinderte Menschen e.V.
 Bundesvorstand (unser Landesvor-

sitzender Hans Ulrich Karg war ab 
Herbst 2002 bis Herbst 2014 Mit-
glied des Bundesvorstandes).

 Bundesausschuss („Länderkam-
mer“)
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Deutscher  Paritätischer  Wohl-
fahrtsverband,  Landesverband  Ba-
den-Württemberg e.V.
 Fachgruppe  Behindertenhilfe  (die

Geschäftsführerin  ist  gewählte
Fachgruppenvorsitzende)

 Kernteam 3 „Menschen mit Behin-
derung“

 Beirat (als gewählte Fachgruppen-
vorsitzende Behindertenhilfe ist un-
sere  Geschäftsführerin  zugleich
Beiratsmitglied im Paritätischen)

Landesarbeitsgemeinschaft  Selbst-
hilfe Baden-Württemberg
 Koordinationstreffen  Patientenver-

treter nach § 140 f SGB V.

Landesarbeitsgemeinschaft  Pflege-
stützpunkte Baden-Württemberg
Die Satzung sieht  vor,  dass die  Ver-
bände der von Pflegebedürftigkeit Be-
troffenen  der  LAG  Pflegestützpunkte
beitreten  können.  Unser  Landesver-
band ist seit 2010 Mitglied in der LAG
Pflegestützpunkte  Baden-Württem-
berg. Die Mitgliedschaft beinhaltet ein
Anhörungsrecht, aber kein Stimmrecht.
Ein  Mitgliedsbeitrag  wird  nicht  erho-
ben. Unser Landesverband wird in der
Mitgliederversammlung durch  die  Ge-
schäftsführerin vertreten.

Widerspruchsausschuss  gem.  §  119
SGB  IX  beim  Integrationsamt  des
Kommunalverbandes für Jugend und
Soziales Baden-Württemberg
Auf  Vorschlag  des  Sozialverbandes
VdK  Baden-Württemberg  ist  unsere
Geschäftsführerin  stellvertretendes
stimmberechtigtes  Mitglied.  In  der
Hauptsache geht es im Widerspruchs-

ausschuss  um  Kündigungsverfahren,
bei  denen  schwer  behinderte  Arbeit-
nehmer betroffen sind. 

Landespflegeausschuss
Baden-Württemberg
Für die Amtsperiode 2013 bis 2016 ist
unsere  Geschäftsführerin  auf  Vor-
schlag  unseres  Vorstandes  und  des
Landesverbandes  Lebenshilfe  erneut
Mitglied für die Verbände der von Pfle-
gebedürftigkeit Betroffenen im Landes-
pflegeausschuss.  Auf  Vorschlag  der
Betroffenenverbände  wurde  die  Ge-
schäftsführerin vom Landespflegeaus-
schuss zur Beisitzerin gewählt (Haupt-
aufgabe  ist,  die  jeweilige  Tagesord-
nung im Vorfeld abzustimmen). Es fin-
det eine enge inhaltliche Abstimmung
zwischen  den  Betroffenenverbänden
(insbesondere  Sozialverband  VdK,
LAG Selbsthilfe, LV Lebenshilfe,  Lan-
desseniorenrat) statt.

Teilhabeausschuss
Baden-Württemberg
Die Teilhabe schwer behinderter Men-
schen  mit  einem  besonderen  Unter-
stützungsbedarf  braucht  ein  tragfähi-
ges  Netzwerk  unterschiedlicher  Part-
ner. Der Kommunalverband für Jugend
und  Soziales  Baden-Württemberg  er-
griff  daher  die  Initiative  und gründete
ein  landesweites  Netzwerk,  den  Teil-
habeausschuss  Baden-Württemberg.
Dort arbeiten u. a. Vertreter der Agen-
tur für Arbeit,  des Kultusministeriums,
der kommunalen Spitzenverbände, der
Freien Wohlfahrtspflege sowie der Be-
hindertenselbsthilfeorganisationen  mit.
Unser  Landesverband  wird  durch  die
Geschäftsführerin vertreten.
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Kassenärztliche  Vereinigung  Baden-
Württemberg, Bezirk Nordwürttem-
berg: Patientenvertretung im Zulas-
sungsausschuss Ärzte
Seit  2005  nimmt  Armin  Bönisch
(Schrozberg)  für  unseren  Landesver-
band als sachkundige Person die Mit-
beratungsrechte nach § 140 f SGB V
bei  der  Kassenärztlichen  Vereinigung
Baden-Württemberg, Bezirk Nordwürt-
temberg – Zulassungsausschuss Ärzte
wahr. 
Die Koordinierung der Patientenbeteili-
gung auf Landesebene übernimmt die
LAG Selbsthilfe. 

Landesbehindertenbeirat  Baden-
Württemberg
Unter der Leitung des Beauftragten der
Landesregierung  für  die  Belange  be-
hinderter  Menschen tagt  der  Landes-
behindertenbeirat  zwei  bis  drei  Mal
jährlich. Im Mittelpunkt steht die Arbeit
an einem Aktionsplan zur Umsetzung
der  UN-Konvention  über  die  Rechte
von  Menschen  mit  Behinderungen  in
Baden-Württemberg.  Die  Geschäfts-
führerin  unseres Landesverbandes ist
Mitglied im Landesbehindertenbeirat.

Fahrgastbeirat  für  den schienenge-
bundenen Personennahverkehr B-W 
Unter der Leitung von Verkehrsminis-
ter Herrmann wurde der Fahrgastbeirat
eingesetzt. Willi Rudolf vertritt dort die
Interessen  körperbehinderter  Men-
schen sowie Jutta Pagel-Steidl als Ver-
hinderungsstellvertreterin.

Südwestrundfunk (SWR):
Rundfunkrat
Für  die  Amtsperiode  2013  bis  2018
vertritt  unsere  Geschäftsführerin  die

baden-württembergischen  Behinder-
tenorganisationen im Rundfunkrat bzw.
Landesrundfunkrat  Baden-Württem-
berg  des  Südwestrundfunks  (SWR).
Sie arbeitet mit: im Fernsehausschuss,
im  Telemedienausschuss  sowie  im
Ausschuss  Recht  und  Technik  (stell-
vertretende  Vorsitzende).  Sie  vertritt
zudem  als  stellvertretendes  Mitglied
den SWR im ARD-Programmbeirat. 

Nach dem in 2014 neuen SWR-Staats-
vertrag wird die laufende Amtsperiode
auf insgesamt 2 ½ Jahre verkürzt und
endet zum 30. Juni 2015.

Neben den allgemeinen Aufgaben (wie
Programmbeobachtung,  Verabschie-
dung  Haushaltsplan  und  der  Entge-
gennahme  des  Rechnungsabschlus-
ses) engagiert  sich Jutta  Pagel-Steidl
für eine umfassende Barrierefreiheit im
öffentlich-rechtlichen Rundfunk, insbe-
sondere beim SWR. 

Bei  der  Mitgliederversammlung  der
LAG  SELBSTHILFE  Baden-Württem-
berg  sowie  im  Infobrief  „Neues  aus
dem SWR-Rundfunkrat“  informiert  sie
die  Behindertenorganisationen  aus-
führlich  über  ihre  Arbeit.  Dieser  ist
auch auf der Internetseite des Landes-
verbandes (unter download – Jahres-
rückblicke) abrufbar.

Mitgliedschaften bestehen ferner bei:
 Deutscher  Verein  für  öffentliche

und private Fürsorge, Frankfurt am
Main

 Deutsches  Jugendherbergswerk,
Detmold.

Über die formalen Außenvertretungen
und Mitgliedschaften hinweg pflegt der
Landesverband den Dialog mit den un-
terschiedlichsten  Organisationen  und
Institutionen auf der Landesebene, wie
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z.B.  den  Landtagsfraktionen,  den
Fachministerien  (v.  a.  Ministerium für
Arbeit  und  Sozialordnung,  Familie,
Frauen und Senioren,  Ministerium für
Kultus, Jugend und Sport, Ministerium
für  Verkehr  und  Infrastruktur),  den
kommunalen  Spitzenverbänden,  dem
Kommunalverband für Jugend und So-
ziales,  den  gesetzlichen  Krankenkas-
sen Baden-Württemberg, den Verbän-
den der Freien Wohlfahrtspflege u. ä.
Eine gute Zusammenarbeit besteht zu-
dem mit  der  Landeszahnärzte-  sowie
der  Landesapothekenkammer,  dem
Landesgesundheitsamt sowie dem Na-
turpark  Schwäbisch-Fränkischer  Wald
und vielen anderen.

Diese Kontakte sind unverzichtbar, um
eine nachhaltige Verbesserung der Le-
benschancen  von  Menschen  mit  Be-
hinderungen und ihren Angehörigen zu
erreichen. Gleichzeitig eröffnen die Ko-
operationen  mit  anderen  Stellen  eine
hohe Aufgabenerfüllung bei optimalem
Einsatz  der  vorhandenen  personellen
und finanziellen Ressourcen des Lan-
desverbandes.  Die  Kontakte  bieten
gute Chancen, die Belange von Men-
schen mit Körper- und Mehrfachbehin-
derung in die Gesellschaft hineinzutra-
gen – ganz im Sinne von Inklusion.

VI. Ausblick(e)

Unser Leitmotiv „Gemeinsam stark mit
Behinderung“ ist uns Auftrag und Ver-
pflichtung, uns auf dem Weg zu einer
inklusiven  Gesellschaft  einzubringen.
Wir  werden  daher  konstruktiv  und
kritisch zugleich den Landesaktionplan
der  Landesregierung  zur  Umsetzung
der  UN-Konvention  über  die  Rechte
von Menschen mit Behinderungen be-
gleiten. Wir werden uns ebenso einmi-
schen  in  die  weitere  Debatte  um die
Einführung  eines  Bundesteilhabege-
setzes. Wir werden unsere Stimme er-
heben,  damit  die  Belange  der  Men-
schen  mit  schweren  und  mehrfachen
Behinderungen  nicht  vergessen  wer-
den. Eine umfassende Teilhabe gibt es
nicht zum Nulltarif!

Mit einer großen Öffentlichkeitskampa-
gne  will  die  Landesregierung  Baden-
Württemberg  gemeinsam  mit  dem
kommunalen  Spitzenverbänden,  der
LIGA der Freien Wohlfahrtspflege und
der LAG SELBSTHILFE als Dachver-
band  der  Selbsthilfeverbände  behin-
derter  und  chronisch  kranker  Men-
schen  den  Inklusionsgedanken  ins
Land tragen. Möge dies gut gelingen!

Es sind viele kleine und große Schritte
notwendig, damit Inklusion für alle ge-
lingt. Inklusion geht alle an. Zur Umset-
zung bedarf es eines starken Netzwer-
kes  und  viele  einzelne  Förderer.  Wir
setzen auch künftig auf Ihre Unterstüt-
zung! Bleiben Sie uns gewogen!

Stuttgart, im November 2015/vs.

„Tu  etwas  Gutes,  wo  immer  Du
bist. Es sind all die Kleinigkeiten,
die  zusammen  die  Welt  verän-
dern.“

Desmond Tutu
südafrikanischer Theologe und

Friedensnobelpreisträger (geb. 1931)
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Terminübersicht 2014

Januar
08. Seminar  „Horizont  –  Projekttreffen“,

Stuttgart
16. Arbeitsgruppe „Zielvereinbarung Barrie-

refreiheit Sparkassenverband“, Stuttgart
25. Liberaler  Bildungstag  2014  „Inklusion

und Schule – Wege zu mehr Wahlmög-
lichkeiten  für  junge  Menschen  mit  Be-
hinderungen“, Stuttgart

28. Vorbereitung  Fachtag  „Persönliches
Budget“, Stuttgart 

29. LVKM-Vorstandssitzung, Stuttgart

Februar
07. Offizielle  Eröffnung  des  Paritätischen

Mehrgenerationenzentrums (PMGZ) mit
Landesgeschäftstelle  des  Paritätischen
BW, Stuttgart

10. CDU Stadtverband  Beilstein:  Informati-
onsabend  „Barrierefreie  Gemeinde“  -
Vortrag  und  Diskussion  mit  LVKM-
Geschäftsführerin  Jutta  Pagel-Steidl,
Beilstein

17. Vorbereitung  Fachtag  „Persönliches
Budget“, Stuttgart

19. Seminar  „Horizont  –  Projekttreffen“,
Stuttgart

24. DPWV-Kernteam 3 „Menschen mit  Be-
hinderung“ im Austausch mit dem Lan-
desbehindertenbeauftragten, Reutlingen

25. Baden-Württemberg  Stiftung:  2.  Sist-
zung  des  Praxisbeirats  des  Projekts
„Schulbegleiter“, Ulm

März
10. Gemeinschaftsstand  der  Behinderten-

selbsthilfe Baden-Württemberg beim 23.
Reha-Kolloquium „Arbeit – Gesundheit –
Rehabilitation“  (DRV  Bund,  DRV  BW,
Dt.  Gesellschaft  für  Rehabilitationswis-
senschaften), Karlsruhe

11. Landesbehindertenbeirat  Rheinland-
Pfalz  –  „Impulsvortrag  „Barrierefreiheit
im  SWR“  durch  Rundfunkrätin  und
LVKM-Geschäftsführerin  Jutta  Pagel-
Steidl, Mainz

12. Landkreis  Reutlingen:  Auftaktveranstal-
tung „Inklusionskonferenz“, Bad Urach

14. Arbeitsgruppe „Zielvereinbarung Barrie-
refreiheit Sparkassenverband“, Stuttgart

14./15. BVKM-Bundesausschuss, Karlsruhe
17. Projekt  „Horizont“  -  Redaktionskreis,

Stuttgart
28. Reha Südwest /  Paritätischer: Gemein-

samer Jahresempfang „Gesundheitliche
Chancengleichheit  – Befunde und Per-
spektiven für die Zukunft“, Karlsruhe

27./29.  BVKM-Fachtagung „Schülerinnen und
Schüler  mit  hohem  Unterstützungsbe-
darf  und  ihr  Platz  in  einer  inklusiven
Schullandschaft“, Weimar

April
01. LAG Elternbeiräte  an Schulen für  Kör-

perbehinderte, Stuttgart
03. Sozialausschuss des Landtags von Ba-

den-Württemberg: Öffentliche Anhörung
zum  Gesetz  für  unterstützende  Wohn-
formen,  Teilhabe  und  Pflege  (WTPG),
Stuttgart

05. LVKM-Vorstandsklausur, Stuttgart
07. Informationstagung  Sparkassenverband

Baden-Württemberg  „Barrierefreie
Dienstleistungen“, Stuttgart

08. LVKM-Wohnstättenkonferenz,  Weingar-
ten

24. SWR-Fernsehteam zu  Gast  beim Lan-
desverband  zum  Thema  „Recht  auf
Sparen  /  Bundesteilhabegesetz“,  Stutt-
gart

25. Ausstrahlung  des  SWR-Beitrages
„Selbstbestimmung statt  Sparverbot“  in
der SWR Landesschau Baden-Württem-
berg aktuell

28. Projekt  „Horizont“  -  Redaktionskreis,
Stuttgart
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29. CDU-Stadtverband  Bad  Rappenau:  In-
formationsabend „Barrierefreie Gemein-
de“ - Vortrag und Diskussion mit LVKM-
Geschäftsführerin  Jutta  Pagel-Steidl,
Bad Rappenau

Mai
03. „Schon viel erreicht. Noch viel mehr vor“

- Familien- und Spielfest für alle mit KBV
Stuttgart und LVKM, Stuttgart-Vaihingen

05. FDP Stadtverband Metzingen: Informati-
onsabend  „Barrierefreie  Gemeinde“  -
Vortrag  und  Diskussion  mit  LVKM-
Geschäftsführerin  Jutta  Pagel-Steidl,
Metzingen

07 Landespflegeausschuss  Baden-Würt-
temberg, Stuttgart

07. Verein  für Körper-  und Mehrfachbehin-
derte Lahr: Impulsvortrag „5 Jahre UN-
Behindertenrechtskonvention“  von
LVKM-Geschäftsführerin  Jutta  Pagel-
Steidl, Lahr

10 CDU-Ortsverband  Schwaigern:  „Orts-
rundgang  barrierefreie  Gemeinde“  mit
LVKM-Geschäftsführerin  Jutta  Pagel-
Steidl, Schwaigern

20. Vorbereitung  der  Dialog-Veranstaltung
„Barrierefreiheit im SWR“, Stuttgart

21. LVKM-Vorstandssitzung, Stuttgart
23. DPWV-Beiratssitzung, Stuttgart
28. DPWV-Fachgruppe  „Behindertenhilfe“,

Stuttgart

Juni
03. Fachtag  „Persönliches  Budget:  Wie

geht  es  weiter  mit  dem  Persönlichen
Budget in Baden-Württemberg?“, Stutt-
gart

05. DRK-Kreisverband  Nürtingen-Kirch-
heim/Teck:  Buchpräsentation  „Hinter
dem  Horizont  geht’s  weiter  …  Meine
Geschichte, Deine Geschichte“, Nürtin-
gen

12. Landkreis  Rems-Murr:  Fachgespräch  /
Präsentation des Projekts „Fahrrad2go“,
Waiblingen

23. Sozialministerium  Baden-Württemberg:
Auftaktveranstaltung  „Engagementstra-
tegie Baden-Württemberg“, Stuttgart

23. Projekt  „Horizont“  -  Redaktionskreis,
Stuttgart

24. Arbeitsgruppe „Zielvereinbarung Barrie-
refreiheit Sparkassenverband“, Stuttgart

26. LWV.Eingliederungshilfe: Seminar „Mei-
ne Rechte und Pflichten als Heimbeirat“
(Teil 1), Reutlingen

28. Körperbehindertenverein  Ostwürttem-
berg: Benefizkonzert  der „Jungen Phil-
harmonie  Ostwürttemberg“  unter  der
Leitung von Benedikt Lika – Abschluss
des  40-jährigen  Vereinsjubiläums,
Aalen

29. Haus Lebensheimat: Jubiläum 50 Jahre
Lebensheimat, Löffingen

30. Stiftung  Nikolauspflege:  „Dialogkonfe-
renz  Inklusion  –  Implulsvortrag  LVKM-
Geschäftsführerin  Jutta  Pagel-Steidl,
Schwäbisch Gmünd

Juli
02. LVKM-Vorstand, Stuttgart
03. Baden-Württemberg Stiftung: Offizieller 

Abschluss / Evaluation des Förderpro-
gramms „Förderung der Selbständigkeit
älterer Menschen mit Behinderung“, 
Stuttgart

03. Projekt „Horizont“ - Redaktionskreis, 
Stuttgart

06. Reha Südwest Hohenlohe – Ostwürt-
temberg: 40 Jahre Konrad-Biesalski-
Schule, Wört 

14. LVKM-AK Kindergarten, Weingarten
15. Sommertour AKTION MENSCH und 

Paralympics-Gewinnerin Andrea Roth-
fuss: „Barrierefreie Gemeinde“, Bad 
Saulgau

16. Preisverleihung „Kunst als Brücke – lan-
desweiter Kunstpreis für Menschen mit 
Behinderungen“, Böblingen

18. DPWV-Mitgliederversammlung „Zukunft
gestalten – Verantwortung überneh-
men“, Fellbach

18. Landesregierung Baden-Württemberg: 
Verleihung des 1. Landesinklusionsprei-
ses, Stuttgart

20. Verein für Körper- und Mehrfachbehin-
derte Mannheim: 50 Jahre Jubiläum – 
Sommerfest, Mannheim

20. Landesgartenschau: Aktionstag „Mitein-
ander in der Vielfalt auf der Landesgar-
tenschau – Selbsthilfeverbände stellen 
sich vor“, Schwäbisch Gmünd

24. Landesbehindertenbeirat, Stuttgart
29. Regierungspressekonferenz mit Minis-

terpräsident Kretschmann und Kultus-
minister Stoch zum Thema „Kabinetts-
beschluss - Eckpunkte zur Inklusion“, 
Stuttgart 
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August

Sommerpause

September
17. Naturpark  Schwäbisch-Fränkischer

Wald:  Informationsaustausch „Barriere-
freiheit“, Murrhardt

17. AG „Selbst aktiv“ der SPD Baden-Würt-
temberg:  Seminar  „Barrierefreiheit“  mit
Impulsvortrag von LVKM-Geschäftsfüh-
rerin  Jutta  Pagel-Steidl,  Schwäbisch
Hall

17. SPD-Landtagsfraktion  Baden-Württem-
berg: Bürgerempfang, Schwäbisch Hall

17. Agendagruppe Karlsbad: Infoabend „Auf
dem Weg zur barrierefreien Gemeinde“
mit Impulsvortrag von LVKM-Geschäfts-
führerin Jutta Pagel-Steidl, Karlsbad

20. Körperbehinderten-Verein  Stuttgart:  
„Wir sind 50 – was für ein Fest!“, Stutt-
gart

20. BVKM: Fachtagung „Was uns bewegt –
was wir bewegen! Teilhabe am Arbeits-
leben für Menschen mit  hohem Unter-
stützungsbedarf“, Dresden

21. BVKM-Mitgliederversammlung, Dresden
23. Fachtagung  „Alle  inklusive?!“  -  Arbeit

und  Beschäftigung  von  Menschen  mit
schweren und mehrfachen Behinderun-
gen“ in Kooperation mit  der  Akademie
der Diözese Rottenburg-Stuttgart, Stutt-
gart-Hohenheim

24. Schulausschuss des Landtags von Ba-
den-Württemberg: Öffentliche Beratung
des Antrags „Sportunterricht für Schüle-
rinnen und Schüler mit körperlicher Be-
hinderung“ (LT-Drs. 15/5068), Stuttgart

Oktober
01. LVKM-Vorstand, Stuttgart
03. XXII.  Weltkongress  der  Internationalen

Vereinigung  zur  Verbesserung  der
Mundgesundheit von Menschen mit Be-
hinderungen (IADH) / Jahrestagung der
AG „Zahnärztliche  Behindertenbehand-
lung“  des  Berufsverbandes  Deutscher
Oralchirurgen  (BDO):  Impulsvortrag
„Lebenswelten  von  Menschen  mit  Be-
hinderungen“  der  LVKM-Geschäftsfüh-
rerin Jutta Pagel-Steidl, Berlin

06. LVKM-AK „Kindergarten“, Stuttgart
06. Sozialministerium:  2.  Sitzung  der  be-

gleitenden  AG  Bundesteilhabegesetz
Baden-Württemberg, Stuttgart

07. LAG Elternbeiräte an Schulen für Kör-
perbehinderte, Stuttgart
im Anschluss:
Landtag  von  Baden-Württemberg:  ge-
mensame Übergabe  von  6.484  Unter-
schriften  für  den  Erhalt  von  Sonder-
schulen  an  den  bildungspolitischen
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Dr.
Stefan Fulst-Blei, Stuttgart

10. DPWV-Beiratssitzung, Stuttgart
12. Verein  für  Menschen mit  Körperbehin-

derung  /  Spastikerverein  Lörrach:  40
Jahre Jubiläum, Steinen

13. Landkreistag  BW:  37.  Landkreisver-
sammlung „Landkreise – bewährte Mit-
gestalter in der Landespolitik“, Kehl am
Rhein

14. LVKM-Wohnstättenkonferenz, Freiburg
14. Symposium Frühförderung Baden-Würt-

temberg zum Thema „Frühförderung –
Zugänglichkeit und Barrieren“, Stuttgart 

18. LAG SELBSTHILFE BW: Mitgliederver-
sammlung, Stuttgart

22. Landkreis Emmendingen: Informations-
veranstaltung „Raum für alle – barriere-
freier  Verkehrsraum“,  Impulsvortrag
„barrierefreie  Gemeinde“  von  LVKM-
Geschäftsführerin  Jutta  Pagel-Steidl,
Emmendingen

23./24. LVKM Seminar  „Alle  inklusive  –  wel-
che Schule ist die richtige für mein Kind
mit  Behinderung?“,  Leinfelden-Echter-
dingen

28.10.-04.11.
Häuserinspektion, Roquetas de Mar

November
05. Ehrenamtliche Kassenprüfung, Stuttgart
11. Sozialministerium: 3. Sitzung der beglei-

tenden  AG  Bundesteilhabegesetz  Ba-
den-Württemberg, Stuttgart

12. Land der Ideen / Deutsche Bank: Preis-
trägerempfäng „Ausgezeichnete Orte im
Land der Ideen: Innovationen querfeld-
ein  –  ländliche  Räume  neu  gedacht“,
Frankfurt am Main

13. DPWV-Fachgruppe
„Behindertenhilfe“,Stuttgart

14. LAG Werkstufenlehrer  der  Schulen  für
Körperbehinderte:  Impulsvortrag  „Inklu-
sion“ der LVKM-Geschäftsführerin Jutta
Pagel-Steidl, Markgröningen

15. LVKM-Mitgliederversammlung, Stuttgart
20. Sozialausschuss des Landtags von Ba-

den-Württemberg: Öffentliche Anhörung
zum  Landesbehindertengleichstellungs-
gesetz (L-GG), Stuttgart
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26. Umzug LVKM-Geschäftsstelle

Dezember
02. Landesapothekenkammer  Baden-Würt-

temberg:  Pharmazeutische  Tafelrunde
mit Landtagspräsident Guido Wolf MdL,
Stuttgart 

03. Landespflegeausschuss  Baden-Würt-
temberg, Stuttgart

03- Sozialministerium:  4.  Sitzung  der  be-
gleitenden  AG  Bundesteilhabegesetz
Baden-Württemberg, Stuttgart

08. Hochschule  der  Medien:  „Accessibility
Day – HoRaDs-Talk zur Barrierefreiheit
mit  Petra  Clauss  (Sozialministerium)
und  Jutta  Pagel-Steidl  (LVKM/DPWV),
Stuttgart 

10. LWV.Eingliederungshilfe: Seminar „Mei-
ne Rechte und Pflichten als Heimbeirat“
(Teil 2), Markgröningen

12. Südwestrundfunk (SWR): Dialog-Veran-
staltung  „Barrierefreiheit  im  SWR“,
Mannheim

13. LAG  SELBSTHILFE  Baden-Württem-
berg:  außerordentliche  Mitgliederver-
sammlung, Stuttgart

16. Nachbesprechung  Fachtag  „Persönli-
ches Budget“, Stuttgart

18. Landesbehindertenbeirat  Baden-Würt-
temberg, Stuttgart
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